année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Direkte Steuern, Krankenversicherung
Akteure Aeschi, Thomas (svp/udc, ZG) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Ammann, Amando
Heidelberger, Anja
Schmid, Catalina
Toény, Nic

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Heidelberger, Anja; Schmid, Catalina; Tony, Nic 2024. Ausgewdhlte
Beitrége zur Schweizer Politik: Direkte Steuern, Krankenversicherung, 2018 - 2023.
Bern: Année Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft, Universitat Bern.

www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.24


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Aussenpolitik
Zwischenstaatliche Beziehungen
Wirtschaft
Geld, Wahrung und Kredit
Wettbewerbsfahigkeit
Offentliche Finanzen
Direkte Steuern
Indirekte Steuern
Sozialpolitik
Sozialversicherungen
Erganzungsleistungen (EL)
Krankenversicherung

NN o o a a o o

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.24



Abkiirzungsverzeichnis

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

BFS Bundesamt fur Statistik

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Standerates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

v Invalidenversicherung

AlA Automatischer Informationsaustausch

EL Ergadnzungsleistungen

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

StHG Bundesgesetz Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden

DBG Bundesgesetz Uber die direkte Bundessteuer

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

BVG Bundesgesetz Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge

ATSG Bundesgesetz Uber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

USR 11l Unternehmenssteuerreform Il

KEP Kapitaleinlageprinzip

USTRII Unternehmenssteuerreform Il

STAF Bundesgesetz Uber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung

EFAS Einheitliche Finanzierung von ambulanten und stationaren Leistungen

StADG Bundesgesetz Uber die Durchfiihrung von internationalen Abkommen im
Steuerbereich

DFF Département fédéral des finances

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE Efrtnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OF$S Office fédéral de la statistique

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

Al Assurance-invalidité

EAR Echange automatique de renseignements

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur 'assurance-maladie

LHID Loi fédérale sur I'harmonisation des impots directs des cantons et des
communes

LIFD Loi fédérale sur I'impdt fédéral direct

AFC Administration fédérale des contributions

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

AOS Assurance obligatoire des soins

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
invalidité

LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales

RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

RIE 11 Réforme de I'imposition des entreprises Il

PAC Principe de I'apport de capital

RIE 11 Réforme de I'imposition des entreprises Il

RFFA Loi fédérale relative a la réforme fiscale et au financement de I'AVS

EFAS Financement uniforme des prestations dans le domaine ambulatoire et

stationnaire
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LECF Loi fédérale relative a I'exécution des conventions internationales dans
le domaine fiscal
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Sommersession 2021 beschéftigte sich die grosse Kammer als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz iiber die Durchfiihrung von internationalen Abkommen im
Steuerbereich (StADG), das im Rat grundsatzlich unbestritten war. Der Bundesrat sah
eine Totalrevision des Bundesgesetzes Uber die Durchfiihrung von zwischenstaatlichen
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung vor, welches noch aus dem Jahr
1951 datiert und fur veraltet befunden wurde. Die WAK-NR hatte das Geschéaft im
Vorfeld der Session zur Annahme empfohlen und war den Beschllssen des Stéanderats
weitgehend gefolgt. Kommissionssprecherin  Amaudruz (svp, GE) erklarte, die
Kommission habe nur eine kleine Anderung hinsichtlich der Ausgleichszahlungen bei
der Verrechnungssteuer vorgenommen. Zudem seien zwei Minderheitsantrage Aeschi
(svp, ZG) eingereicht worden. Minderheitssprecher Aeschi forderte in diesen eine
Abschwachung der Strafbestimmungen in zweierlei Hinsicht. Einerseits verlangte er die
Streichung des Tatbestands der Fahrlassigkeit, sodass nur vorsatzlich ungerechtfertigte
Ruckerstattungen der Verrechnungssteuer bestraft werden konnten, andererseits
wollte er die Busse auf maximal CHF 30'000 beschranken, wahrend im Gesetzestext
eine Busse bis zum «Dreifachen des unrechtmassigen Vorteils» vorgesehen war. Da sich
jedoch alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP ausdricklich fuar die
Kommissionsmehrheit und gegen die Minderheitsantréage ausgesprochen hatten,
schienen diese Anliegen wenig aussichtsreich.

Bundesrat Maurer stellte erfreut fest, dass zwischen Parlament und Bundesrat keine
Differenzen bestinden. Der Gesamtbundesrat akzeptiere die «sprachliche
Prézisierung» der Kommissionsmehrheit. Maurer bat die grosse Kammer, die
Minderheitsantrage von Nationalrat Aeschi abzulehnen, weil man sonst im vorliegenden
Gesetz eine andere Strafbestimmung schaffen wirde als im Verrechnungssteuergesetz.
Zudem wurde man auslandische Straftater gegenuber inléndischen bevorzugen. Die
Minderheitsantrage wurden mit 139 zu 49 beziehungsweise 140 zu 49 Stimmen klar
abgelehnt. Der Gesetzesentwurf als Ganzes wurde einstimmig angenommen und ging
aufgrund der vorgenommenen Prazisierung des Gesetzestexts zur Differenzbereinigung
zurlck an den Standerat. '

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Wettbewerbsfahigkeit

Wertpapiere werden zum Verkehrswert versteuert, so legt es das StHG fest - nicht
einheitlich geregelt war jedoch bis 2008, wie der Verkehrswert von Wertpapieren
berechnet wird. Uber die Schweizerische Steuerkonferenz legten die
Steuerverwaltungen 2008 eine Berechnungsmethode flr alle nicht kotierten
Unternehmen fest. SVP-Nationalratin Céline Amaudruz (GE) stoérte sich im Dezember
2021 jedoch an dieser Regelung und spezifisch daran, dass bei einem Verkauf von nicht
kotierten Wertpapieren der Kaufpreis als Verkehrswert gilt. Dies sei insbesondere dann
problematisch, wenn die Gewinne eines Unternehmens nach dem Verkauf der
Wertpapiere sinken - in diesem Fall wirden Aktionarinnen und Aktionare von kleinen
Unternehmen flr Vermdégen besteuert, das sie nicht hétten, kritisierte Amaudruz die
Praxis. Neu soll der Verkehrswert fiir diese Félle deshalb dem Buchwert des
Unternehmens  entsprechen,  forderte  die Initiantin.  Damit  soll  die
Wettbewerbsfahigkeit der Schweiz gewéahrleistet werden. Die vorberatende WAK-NR
war hingegen der Ansicht, dass eine solche Anpassung der Berechnungsmethode die
tatsachlichen Vermoégenswerte verzerrt abbilden wirde und es zur Unterbesteuerung
und zu Mindereinnahmen fir die Kantone kdme, legte Kommissionssprecher Samuel
Bendahan (sp, VD) dar. Die Kommissionsmehrheit sehe in diesem Bereich zwar
ebenfalls Handlungsbedarf, wolle vor der Planung eines eigenen Vorstosses aber erst
betroffene Kreise anhéren. Eine Kommissionsminderheit Aeschi (svp, ZG) stellte sich
hinter die Argumentation der Initiantin und beantragte, der Initiative Folge zu geben.
Der Nationalrat sprach sich in der Frihjahrssession 2023 mit 132 zu 58 Stimmen bei 2
Enthaltungen schliesslich gegen Folgegeben aus. ?
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Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Thomas Aeschi (svp, ZG) verlangte in einer Motion Parallelitit zwischen den
Verjahrungsregeln der Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben herzustellen. Bisher waren bei der Verrechnungssteuer und bei den
Stempelabgaben die Festsetzungsverjahrung - also die Frist fir die steuerpflichtige
Person, die Selbstveranlagung zu andern, und diejenige fir die Behoérden, eine
Steuerforderung festzusetzen - und die Bezugsverjahrung - also die Frist fur die
Eintreibung der Steuern - rechtlich nicht getrennt aufgefihrt worden. Zudem gab es
keine absolute Verjahrung, also keine Verjédhrungsfrist, die nicht unterbrochen werden
konnte und die nicht stillstand. Dadurch konnten Steuerforderungen durch
Verjahrungsunterbrechungen ,ewig" aufrechterhalten werden. Aeschi schlug daher vor,
in Ubereinstimmung mit dem Mehrwertsteuergesetz bei der Verrechnungssteuer und
bei den Stempelabgaben zwischen Festsetzungs- und Bezugsverjahrung zu
unterscheiden und jeweils eine relative Verjahrungsfrist - eine Frist, in der allfallige
Antrage auf Festsetzung oder Korrektur der Steuerforderungen eingereicht werden
muissen - von funf Jahren sowie eine absolute Verjahrungsfrist von zehn Jahren
einzufihren. Ebenfalls dem Mehrwertsteuergesetz entsprechend sollten die
Unterbrechungsgrinde der Verjahrung bei der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben abschliessend aufgezahlt werden. Dies sei ndtig, da bei diesen
~Selbstdeklarationssteuern™ ein erhohtes BedUrfnis nach Rechtssicherheit bestehe,
erklarte der Motionar. Zudem wuirden damit die Verfahren beschleunigt. Es gebe
Uberdies keinen Grund, wieso diesbezuglich zwischen den drei
Selbstdeklarationssteuern Unterschiede bestehen sollten.

Der Bundesrat entgegnete, dass eine solche Anderung den Zweck der
Verrechnungssteuer - die Sicherung der direkten Steuern - unterlaufen wirde, weil
dadurch ihre Verjahrungsfrist kirzer wéare als diejenige der Kantons- und
Bundessteuern, bei denen die absolute Verjahrungsfrist 15 Jahre betragt. Bei der
Stempelabgabe sei eine Neuregelung aufgrund der geringen Anzahl Betroffener sowie
der automatisierten und unproblematischen Abwicklung nicht notwendig. Zudem kénne
es zu vermehrtem Eintritt der Verjahrung von Steuerforderungen und zu einer
Verunmoglichung von rechtskonformer Besteuerung kommen. So kénnten bei
Verrechnungssteuer und Stempelabgaben bereits jetzt vermehrt Handlungen mit dem
Ziel, die Justizverfahren in die Lange zu ziehen, beobachtet werden, was durch eine
entsprechende Anderung noch verstarkt werden kénnte.

In der FriUhjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Motion, wobei
Finanzminister Maurer zusatzlich zu den bereits schriftlich vom Bundesrat dargelegten
Argumenten darauf hinwies, dass auch der Zeitpunkt im Hinblick auf die laufende
Revision des Verrechnungssteuergesetzes und die Diskussion Uber die Abschaffung der
Stempelsteuer nicht sinnvoll sei. Falls gewlnscht, ware ein solcher Vorschlag .im
Zusammenhang mit einer moglichen Vorlage zur Stempel- und Verrechnungssteuer™ zu
diskutieren. Knapp nahm die grosse Kammer den Vorstoss dennoch mit 101 zu 92
Stimmen an. Die SVP- und FDP-Fraktionen stimmten der Motion geschlossen, die BDP-
Fraktion teilweise zu. ®

Zwischen der Standeratsdebatte zum AHV-Steuer-Deal, wie die Steuervorlage 17 trotz
neuem Namen (STAF) hauptséchlich genannt wurde, und deren Behandlung im
Nationalrat geriet die Vorlage von verschiedenen Seiten weiter unter Druck.

Kritisch zeigten sich zum Beispiel die Stadte, denen durch die Anderungen der WAK-SR
am bundesratlichen Vorschlag Mindereinnahmen drohten: CHF 315 Mio. sollen ihnen
durch den Verzicht auf eine Erhéhung der minimalen Dividendenbesteuerung, wie sie
der Vorschlag des Bundesrates noch beinhaltet hatte, verloren gehen. Dies misse mit
Bundeskompensationen ausgeglichen werden, zudem solle die Gemeindeklausel
strenger formuliert werden, schlugen verschiedene Stédtevertreterinnen und -vertreter
vor.

Auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) zeigte sich als Vertreter des Gewerbeverbands
gegenuber dem AHV-Steuer-Deal kritisch. Er schlug vor, die zusatzlichen Gelder fur die
AHV nicht durch Lohnerhéhungen, sondern durch eine Mehrwertsteuerernéhung um
0.3 Prozent zu erzielen. Dies sei gerechter, weil so auch Pensionierte ihren Beitrag an
die Gesundung der AHV leisten mussten und die Kosten daflr nicht ausschliesslich von
Arbeitstatigen und Unternehmen getragen wirden. Dieser Vorschlag stiess jedoch auf
vielseitige Kritik: Einerseits sah SP-Vizeprdsident Beat Jans (sp, BS) darin eine
Gefahrdung des fragilen Kompromisses, den die WAK-SR ausgehandelt hatte.
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Andererseits betonte CVP-Nationalrat Markus Ritter (cvp, SG), dass die von der
Unternehmenssteuerreform stark profitierenden Unternehmen zumindest die Halfte
der Kosten der AHV-Zusatzfinanzierung tbernehmen sollten. In der FK-NR fand Biglers
Vorschlag jedoch Anklang; in ihrem Mitbericht von Ende Juni 2018 an die WAK-NR zog
die Finanzkommission mit 13 zu 9 Stimmen (2 Enthaltungen) eine Gegenfinanzierung
des AHV-Zuschusses Uber eine Mehrwertsteuererhdhung einer Erhéhung der
Lohnprozente vor.

Einen weiteren Vorschlag fur die Finanzierung des AHV-Zuschusses prasentierte die
SGK-NR in ihrem Mitbericht anfangs Juli: Ausserst knapp, mit 13 zu 12 Stimmen, schlug
sie vor, neben der Zusatzfinanzierung durch das vollstandige Demographieprozent -
dem seit 1999 zusatzlich erhobenen Mehrwertsteuerprozent - auch auf Leistungsseite
zu handeln: In vier Schritten sollte das Rentenalter der Frauen ab 2020 auf 65 Jahre
angehoben werden. Der Bundesbeitrag an die AHV sollte anfénglich auf 21.5 Prozent
erhoht, anschliessend bis 2030 auf 20.5 Prozent reduziert werden. Die zusétzlichen
Gelder fir die AHV wirden durch die Bundeskasse - gedufnet durch die dynamischen
Effekte der Steuervorlage - gesprochen.

Am heftigsten kritisierten Exponenten der SVP den AHV-Steuer-Deal. Entsprechend
zahlreich waren auch die von ihnen vor der Behandlung durch die WAK-NR
eingereichten Anderungsvorschlage. Fraktionsprasident Thomas Aeschi (svp, ZG) wurde
nicht mude zu betonen, dass der «Kuhhandel» chancenlos sei. Statt der Erhéhung der
Lohnprozente sollte die AHV-Zusatzfinanzierung Uber die Streichung der
Kohasionsmilliarde, eine Reduktion der Ausgaben fir die Entwicklungshilfe und durch
strengere Vorgaben fur die Unterstitzung von Asylbewerbern, anerkannten Flichtlingen
und Sans-Papiers sichergestellt werden. Ferner schlug Nationalrat Aeschi eine
Erhdhung der Abzlge zum Beispiel fur Krankenkassenpramien und Zinsertrage auf
Sparkonten bei der direkten Bundessteuer vor. Dies blieb jedoch nicht der einzige
Vorschlag des SVP-Fraktionsprasidenten. Unter anderem schlug er zudem vor, die
bereits sehr umfassende Vorlage noch zu vergrossern: Da die Reform der
Unternehmenssteuern direkt mit dem Finanzausgleich (NFA) verbunden ist, soll die
Steuervorlage 17 um den Kompromiss der Finanzdirektoren zur NFA erganzt werden.
Gleich mehrere Seiten brachten schliesslich eine bereits haufiger gedusserte Forderung
wieder ins Spiel: Die FK-NR, die SGK-NR sowie Griinen-Présidentin Regula Rytz (gp, BE)
reichten Antrage auf Aufteilung des AHV-Steuer-Deals in zwei miteinander verkntpfte
Entwurfe ein. Diese sollten nur gemeinsam in Kraft treten kénnen, jedoch wurde falls
notig Uber beide getrennt abgestimmt. So kénne die bisherige «demokratiepolitisch
fragwlrdige» Vorgehensweise korrigiert werden, erklarte Rytz.

Die WAK-NR hatte folglich in ihren darauffolgenden Sitzungen unzéhlige Antrage zu
behandeln, ihr Urteil fiel jedoch zu beinahe allen negativ aus. Mitte August lehnte sie
den Antrag der FK-NR zur Zusatzfinanzierung der AHV Uber eine
Mehrwertsteuererhdhung deutlich ab, weil dadurch eine Verfassungsanderung und
somit ein obligatorisches Referendum ndétig wirden. Sie entschied sich Uberdies unter
anderem gegen Antrége auf Streichung der sozialen Kompensation, auf Erhéhung der
Teilbesteuerung der Dividenden oder auf eine Verscharfung des Gemeindeartikels.
Auch eine Aufteilung des Vorschlags beflrwortete sie nicht, da sie eine einzige Vorlage
fUr transparenter hielt als zwei separate Vorlagen. Das «Volk sei in der Lage, die Reform
als Ganzes zu beurteilen», erklarte sie in ihrer Medienmitteilung. Anfang September
entschied sich die WAK-NR zusatzlich gegen Anderungsvorschlage beim Steuerteil der
Vorlage: Sie wollte keine Anderungen an der Patentbox oder am Abzug fiir Forschung
und Entwicklung; und auch eine Zulassung des Abzugs flir Eigenfinanzierung fur alle
oder zumindest fur weitere Kantone hiess sie nicht gut. Einzig bezlglich des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) entschied sie, dass Kapitalreserven von seit Annahme der
USTR Il zugezogenen Unternehmen von der Rickzahlungs- und Teilliquidationsregel zu
befreien seien. Folglich unterstitzte die WAK-NR den Vorschlag ihrer
Schwesterkommission weitgehend. Dies Uberraschte zahlreiche Medien insofern, als
aufgrund der Mehrheit der SVP und der FDP in der Kommission die Zukunft des AHV-
Steuer-Deals vor der abschliessenden Kommissionssitzung als héchst ungewiss gegolten
hatte.

Nach diesem Entscheid der WAK-NR gab sich die SVP-Fraktion jedoch noch nicht
geschlagen. In ihrer kurz darauf stattgefundenen Fraktionssitzung bemuhten sich die
SVP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier darum, die Fronten zu schliessen. Hatten
sich einige Mitglieder der SVP-Fraktion, allen voran Magdalena Martullo-Blocher (svp,
GR), anfangs noch fir den AHV-Steuer-Deal ausgesprochen, liess nun auch sie
verlauten, sie hatte die von der WAK-NR abgelehnten Anderungen bevorzugt.
Fraktionsprasident Aeschi erklarte, dass die SVP-Fraktion einen Rickweisungsantrag an
den Bundesrat stellen werde, wobei dieser einen neuen Vorschlag ausarbeiten solle,
den Aeschi bereits skizzierte: Nach einer siebenjahrigen Ubergangsfrist sollten die
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Steuerprivilegien abgeschafft werden. Die Kantone kénnten dann nach eigenem
Ermessen die bisher geplanten Steuererleichterungen einfihren und erhielten dazu
wiederum einen héheren Anteil an den Bundessteuern. Dieser Vorschlag der SVP stiess
auf breite Kritik. Nationalrat Leo Mdller (cvp, LU) zum Beispiel bezeichnete ihn als
«utopisch» und als «Provokation» flur die Linke, da die Vorlage beinahe identisch sei
mit der abgelehnten USR III.

Kurz vor der Behandlung der Vorlage im Nationalrat war die Ausgangslage somit noch
immer sehr unubersichtlich. Wie die Medien beschrieben, verliefen die Spaltungen
nicht mehr wie bei der USR Ill zwischen Linken und Birgerlichen, sondern innerhalb der
Blécke und Parteien. So sei noch immer nicht klar, wie geeint die SVP gegen die Vorlage
sei. Bei der FDP wirden sich vor allem die Jungliberalen - so wie generell beinahe alle
Jungparteien - gegen den Deal aussprechen, bei der SP lehne der linke Fllgel die
Steuererleichterungen ab, genauso wie die Grinen. Die BDP und die GLP missbilligten
die Verknupfung von AHV und Steuerreform und weder Wirtschaftsverbédnde noch
Gewerkschaften konnten sich im Vorfeld der Parlamentsdebatte auf eine gemeinsame
Linie einigen. Mit Spannung wurde folglich die Nationalratsdebatte in der Herbstsession
2018 erwartet. *

Anfang 2019 stimmte auch die WAK-NR der durch den Stinderat erfolgten Anderung
der Motion Jauslin (fdp, AG) fir eine Harmonisierung der Zinsen bei
Bundessteuererlassen mit 17 zu 8 Stimmen zu. Eine Minderheit beantragte dem
Nationalrat hingegen, die geanderte Motion abzulehnen: Sie beflirchtete, dass der
Bundesrat die Verzugs- und Vergutungszinsen durch den Verzicht auf deren Anbindung
an die Marktentwicklung auf 5 Prozent und nicht auf die gewlnschten 3 Prozent
festsetzen werde. Stattdessen sollten die Ratsmitglieder der parlamentarischen
Initiative Regazzi (cvp, TI; Pa.lv. 16.470) vertrauen, mit der die Verzugszinsen an die
Marktzinsen angepasst werden sollen, erklarte Thomas Aeschi (svp, ZG) fur die
Minderheit im Nationalrat, der die geédnderte Motion in der Frihjahrssession 2019
beriet. Matthias Jauslin zeigte sich in der Folge besorgt um die Harmonisierung der
Verzugszinsen der verschiedenen Steuern, die in der Initiative nicht enthalten ist.
Finanzminister Maurer betonte, die geanderte Motion Jauslin bei Annahme zusammen
mit der parlamentarischen Initiative Regazzi behandeln zu wollen. Der Nationalrat folgte
der Mehrheit mit 118 zu 65 Stimmen und nahm die geanderte Motion Jauslin an. ®

«Der Bundesrat will fir einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem 16sen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalratlichen Debatte zur Erhohung des Steuerabzugs von Kosten fiir die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Friihjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkréfte-Initiative den Steuerabzug fir externe
Kinderbetreuung zu erhéhen, um so fur Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern starker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden kénnten. Das
beschrankte  Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend - diese reichten folglich weiterfihrende
Vorschlage ein.

Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rlckweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem fur Kinder einrichten, durch das
Familien unabhéngig von Lebensform und Einkommen fir jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzlge sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
kénne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshdhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen flr Eintreten aus.

Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungsplatze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstltzung erhielten und die vollstdndigen
Betreuungstarife bezahlen mussten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmutter begrenzt
wirde. Dadurch koénne Uberdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die Uberdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
kénnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Grinen
Unterstitzung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen.
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Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabzliige gewahre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Losungen gefunden hatten,
wirden  so  diskriminiert.  Darum  schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewahren, wenn keine direkten Kosten
anfielen. Diese Losung - gemass Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft - fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Halfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt.

In eine dhnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabzlge, also unabhéangig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'500
auf CHF 10'000 erhéhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden kénne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die hdheren Kinderabzige.

In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) fur die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Griinen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern. ¢

In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Freiburg flr eine allgemeine Steueramnestie. Die WAK-NR hatte zuvor mit 16
zu 8 Stimmen beantragt, aufgrund der Verletzung des Grundsatzes der Rechtsgleichheit
durch Steueramnestien sowie aufgrund ihrer negativen Folgen fur die Steuermoral auf
Folgegeben zu verzichten. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) setzte sich dafir ein, dass
die Kantone die Moglichkeit erhielten, kantonale Steueramnestien durchzufihren. Mit
102 zu 75 Stimmen entschied sich der Nationalrat wie zuvor bereits der Standerat gegen
Folgegeben und lehnte damit die Standesinitiative endgltig ab. ’

Die WAK-SR empfahl mit 6 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) die Ablehnung der Motion
Aeschi (svp, ZG) fir eine Parallelitdit zwischen den Verjdhrungsregeln der
Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den Stempelabgaben. In ihrer
Argumentation schloss sich die Kommission dem Bundesrat an und erklarte in ihrem
Bericht unter anderem, sie sehe keinen verjahrungsrechtlichen Zusammenhang
zwischen den drei Steuerarten.

In der Sommersession 2019 lehnte der Standerat die Motion stillschweigend ab.

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat das Bundesgesetz iiber
elektronische Verfahren im Steuerbereich. Die SGK-NR hatte in ihrer Vorberatung zwei
weitreichende Anderungen der Vorlage vorgenommen: Hatte der Bundesrat die
elektronische Durchfiihrung von Steuerverfahren unter anderem bei der direkten
Bundessteuer noch als Moéglichkeit formuliert, wollte die Kommission die Kantone zur
Einfihrung einer solchen Méglichkeit verpflichten. Dies stellte denn auch den Grund fur
den Nichteintretensantrag Amaudruz (svp, GE) dar: Es sei nicht richtig, Digitalisierung
zu erzwingen; die Steuerzahlenden sowie die Kantone mussten die Wahlfreiheit haben,
betonte die Minderheitensprecherin. Bundesrat Maurer warb fur die bundesratliche
Kann-Formulierung: Der Bundesrat nehme regelmassig an der
Finanzdirektorenkonferenz statt und tausche sich mit der Konferenz der kantonalen
Steuerdirektoren aus, er werde also die Kantone nicht gegen ihren Willen zu der
entsprechenden Umsetzung verpflichten. Sowohl in der Eintretensabstimmung (148 zu
45 Stimmen) als auch in der Detailabstimmung (139 zu 54 Stimmen) stellte sich der Rat
gegen die SVP-Fraktion und hinter die Formulierung der Kommission.

Wahrend der bundesratliche Vorschlag der Kommission in diesem ersten Punkt nicht
weit genug ging, ging er ihr in einem weiteren Punkt hingegen zu weit, namlich in der
Frage, ob der Bundesrat die elektronische Durchfihrung von Verfahren, die in seiner
Zustandigkeit liegen - also bei der Mehrwertsteuer, der Stempelabgabe, beim AIA, der
Amtshilfe und der Verrechnungssteuer -, vorschreiben kdénnen solle. Diese Kompetenz
wollte die Kommission aus der Vorlage streichen, was bei einer Minderheit Rytz (gp, BE)
auf Widerstand stiess. Man solle hier nicht die Mdglichkeit schaffen, dass sich einzelne
Unternehmen der elektronischen Durchfihrung entziehen kénnten, argumentierte
Rytz. Der Finanzminister verteidigte die Moglichkeit des Bundesrates, die Unternehmen
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zur Umstellung verpflichten zu kénnen, da sonst in zwei, drei Jahren eine solche
Formulierung neu ins Gesetz eingeflgt werden musste, wenn eine solche Verpflichtung
dann doch erwilnscht sein sollte. Wiederum folgte der Rat dem Vorschlag der
Kommissionsmehrheit und lehnte den Minderheitsantrag Rytz mit 111 zu 81 Stimmen (bei
1Enthaltung) ab. Den Minderheitsantrag unterstitzten SP, Griine und Grunliberale.
Uberdies lagen zwei weitere Minderheitsantrage vor: Eine weitere Minderheit Amaudruz
forderte den Verzicht auf einheitliche Formulare, welche die Kommission wieder
hinzugeflgt hatte, nachdem sie der Bundesrat nach der Vernehmlassung gestrichen
hatte. Mit 139 zu 53 Stimmen fand auch dieser Vorschlag ausserhalb der Reihen der
SVP-Fraktion keine Zustimmung. Des Weiteren forderte eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) den Verzicht auf die systematische Nutzung der AHV-Nummern durch die ESTV,
welche neu erlaubt werden sollte. Die Gefahr des Datendiebstahls sei zu hoch, wenn
die AHV-Nummer Uberall verwendet werde, betonte er. Finanzminister Maurer konterte
hingegen, dass es gerade bei Rentenauszahlungen am sichersten sei, wenn die ESTV
dieselbe Identifikationsnummer verwende wie die AHV-Ausgleichskassen. «Denken Sie
an die hundert Hans Mduller», forderte er. Wiederum folgte der Rat mit 139 zu 53
Stimmen der Kommissionsmehrheit. Abschliessend stimmte der Nationalrat der
geanderten Vorlage mit 148 zu 45 Stimmen zu, abgelehnt wurde sie von einer Mehrheit
der SVP-Fraktion. ’

In der nationalrédtlichen Debatte zur parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) fur
eine Verdoppelung des Maximalabzugs fiir Krankenkassenpramien bei der direkten
Bundessteuer in der Wintersession 2020 wiesen die Kommissionssprechenden
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Barbara Gysi (sp, SG) auf die weit fortgeschrittenen
Arbeiten zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) hin. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, empfahl die Kommissionsmehrheit, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 121 zu 60 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat diesem Antrag und lehnte einen Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Folgegeben ab.

In der Fruhjahrssession startete der Nationalrat das Differenzbereinigungsverfahren
zum Bundesgesetz liber elektronische Verfahren im Steuerbereich. Von drei offenen
Differenzen bereinigte er zwei: Stillschweigend bestatigte die grosse Kammer die
Befahigung fir den Bundesrat, die elektronische Durchfiihrung von Verfahren bei den
indirekten Steuern vorschreiben zu kénnen. In der ersten Beratungsrunde hatte sich
der Nationalrat dagegen gewehrt und ein freiwilliges, durch Anreize geférdertes
vermehrt elektronisches Steuerverfahren bevorzugt. Nun pflichtete er jedoch dem
Standerat ohne Gegenantrag bei. Auch bei der Pflicht der Kantone, einheitliche
Formulare und Datenformate fur die Steuererklarung zu verlangen, stimmte der
Nationalrat dem Vorschlag seines Schwesterrats zu. Der Bundesrat wollte eine solche
Pflicht vollstandig streichen, der Nationalrat wollte anfanglich sowohl Formulare als
auch Datenformate vereinheitlichen, um den administrativen Aufwand zu verringern.
Der Standerat hatte sich jedoch flr einen Vorschlag der Kantone entschieden, gemaéss
dem Datenformate, nicht aber Formulare zu vereinheitlichen seien. Diesem Vorschlag
pflichtete nun auch der Nationalrat bei.

Offen blieb hingegen die Differenz bezuglich der Pflicht fur die Kantone, elektronische
Verfahren anzubieten. Der Nationalrat hatte in der ersten Behandlungsrunde eine
solche Pflicht vorgeschlagen und nun daran festgehalten, obwohl sich die
Kantonskammer dagegen ausgesprochen hatte. Mit 135 zu 51 Stimmen folgte der
Nationalrat der Kommissionsmehrheit und lehnte somit einen Minderheitsantrag Aeschi
(svp, ZG), der mit Verweis auf die unterschiedlichen Geschwindigkeiten und
technologischen Mdoglichkeiten der einzelnen Kantone auf diese Pflicht verzichten
wollte, ab. Einzig die geschlossen stimmende SVP-Fraktion war dem Antrag von Aeschi
gefolgt. "

Ende Mai 2021 nahm der Bundesrat schriftlich Stellung zur parlamentarischen Initiative
fur eine Erhéhung der steuerlichen Entlastung fiir familienexterne Kinderbetreuung.
Er verwies dabei wie auch bereits in seiner Stellungnahme zur 2020 an der
Volksabstimmung gescheiterten Vorlage zur Erhdhung der steuerlichen Kinderabzlge
auf den Nutzen einer solchen Regelung, die zu einer «besseren Ausnutzung des
Fachkraftepotenzials, zu einer Belebung des Arbeitsmarktes und letztlich auch zu einer
Steigerung der gesamtwirtschaftlichen  Produktivitat> und zu steigenden
Steuereinnahmen  fihren  wirde. Hingegen lehnte er die von der
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Kommissionsminderheit vorgeschlagene Erhéhung des allgemeinen Kinderabzugs ab, da
er darin eine Missachtung des Volkswillens sah.

In der Sommersession 2021 setzte sich der Nationalrat mit der Thematik auseinander
und behandelte dabei zuerst einen Minderheitsantrag Dettling (svp, SZ) auf
Nichteintreten. Marcel Dettling argumentierte, dass die Bundesratsvorlage gemaéss
Nachabstimmungsbefragung in erster Linie abgelehnt worden sei, weil nur
Gutverdienende davon profitiert hatten. Dies sei aber auch bei der neuen Vorlage der
Fall, weshalb man den Volkswillen achten und auf eine erneute Behandlung dieses
Themas verzichten solle. Die Sprecherinnen der Kommissionsmehrheit, Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Sophie Michaud Gigon (gp, VD), verwiesen darauf, dass die
Kinderdrittbetreuungskosten  «im  Abstimmungskampf  praktisch  unbestritten»
geblieben seien - kritisiert worden sei vor allem die Erhéhung der Kinderabzlge. Mit
125 zu 52 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat fur Eintreten aus.
Zur Mehrheit der SVP-Fraktion, die sich gegen Eintreten aussprach, gesellten sich auch
Minderheiten der SP und der Grilnen. Letztere storten sich wohl allgemein an der
Erhéhung der Steuerabzige, zumal man kein «Fan von Steuersubventionen via Abztge»
sei, wie Jacqueline Badran (sp, ZH) betonte - aber dennoch Eintreten empfahl. Im
Anschluss begriindete Thomas Aeschi (svp, ZG) seinen «moderaten Minderheitsantrag»
auf Erhéhung der Kinderabzlge von CHF 6'500 auf CHF 8'250, den er als Kompromiss
zum Abzug von CHF 10'000 im Rahmen des an der Urne gescheiterten
Bundesratsgeschafts erachtete. Damit konnten auch «selbstbetreuende Familien -
eigentlich [...] alle Familien, die Kinder haben» unterstlitzt werden. Mit 104 zu 79
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat diese erneute Erhéhung des
Kinderabzugs ab. Unterstltzt worden war der Vorschlag von der SVP-Fraktion, von einer
Mehrheit der Mitte-Fraktion sowie von einem Mitglied der FDP-Fraktion. Im Anschluss
daran nahm die grosse Kammer den Entwurf mit 145 zu 32 Stimmen (bei 10
Enthaltungen) an, wobei die ablehnenden Stimmen wie zuvor bei der
Eintretensabstimmung von der Mehrheit der SVP und Minderheiten der SP und der
Grinen stammten.

Bereits in der Wintersession 2022 beriet das Parlament den Bundesbeschluss iiber
eine besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen fertig. Dies war notig,
damit die entsprechende Verordnung ab dem 1. Januar 2024 in Kraft treten und die
Regelungen der OECD somit termingerecht umgesetzt werden kénnen - vorausgesetzt,
die Stimmbevolkerung heisst die Verfassungsanderung im Juni 2023 an der Urne gut.

Nach dem Standerat, der sich bereits in der Herbstsession zur Vorlage gedussert hatte,
setzte sich zu Beginn der Wintersession der Nationalrat mit dem Bundesbeschluss zur
Anderung der Verfassung auseinander. Vertreterinnen und Vertreter der burgerlichen
Parteien unterstrichen in der Eintretensdebatte die Notwendigkeit der Vorlage, auch
wenn sie teilweise als notwendiges Ubel dargestellt wurde. Sie betonten, dass sich der
Standortwettbewerb in  den kommenden Jahren aufgrund der OECD-
Mindestbesteuerung verstéarken werde und die betroffenen Kantone ihre sinkende
Steuerattraktivitdt kompensieren mussten. Dem pflichtete der Finanzminister spater
bei, als er betonte, dass es aufgrund dieser Vorlage zu grossen Veranderungen kommen
werde - der Standortwettbewerb verlagere sich auf Bereiche, in denen «die Schweiz
nicht mithalten kann». Vertreterinnen und Vertreter der links-grinen Parteien
hingegen erachteten die OECD-Reform als Versuch, den in ihren Augen schédlichen
internationalen Steuerwettbewerb einzuschranken. Entsprechend sollten die daraus
resultierenden Einnahmen nicht erneut dafur eingesetzt werden, einzelne Kantone fur
Unternehmen attraktiver zu machen, womit auch die interkantonale Ungleichheit noch
verstarkt wirde. Eintreten war in der Folge unbestritten.

Die grosse Debatte betraf in der Folge die Frage, wie die aufgrund der
Ergédnzungssteuer erzielten Mehreinnahmen zwischen Bund und Kantonen verteilt
werden sollen. Der Bundesrat hatte in Absprache mit den Kantonen eine Verteilung von
25 Prozent fur den Bund und 75 Prozent fir die Kantone vorgeschlagen, der Standerat
war seinem Antrag gefolgt. Eine Minderheit Il Walti (fdp, ZH) vertrat diese Position im
Nationalrat. Die WAK-NR beflrwortete hingegen eine Verteilung von 50-zu-50 Prozent
fur Bund und Kantone, wobei eine Obergrenze von CHF 400 pro Einwohnerin und
Einwohner geschaffen werden sollte. Einerseits sei die finanzielle Situation der Kantone
deutlich besser als diejenige des Bundes, zudem sei ein Engagement des Bundes im
Standortwettbewerb vonndten, begriindete Landolt (mitte, GL) im Namen der
Kommission den hdheren Bundesanteil. Schliesslich fuhre dieser Vorschlag in 16
Kantonen zu Mehreinnahmen gegenlber dem bundesratlichen Vorschlag. Daneben
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lagen jedoch zahlreiche Minderheitsvorschlage vor. Zwei Minderheiten | Grossen (glp,
BE) und Il Feller (fdp, VD) beflrworteten die Verteilung von 50 zu 50, lehnten aber die
Pro-Kopf-Obergrenze ab. Die Minderheit | Grossen wollte die Gelder zu zwei Dritteln
entsprechend der kantonalen Wirtschaftsleistung und zu einem Drittel entsprechend
der Wohnbevélkerung auf die Kantone verteilen, wéhrend die Minderheit Il Feller keine
Ergdnzungen vorsah. Extrempositionen nahmen die Minderheiten IV Martullo (svp, GR)
sowie VI Glattli (gp, ZH) ein, die 100 Prozent der Gelder den Kantonen (Martullo)
respektive dem Bund (Glattli) zukommen lassen wollten.

Finanzminister Maurer warnte den Rat eindringlich vor den Folgen einer Abweichung
vom Kompromiss zwischen den Kantonen: Damit lasse man die «Solidaritat
auseinanderbrechen», betonte er und empfahl folglich die Minderheit IV Walti zur
Annahme.

Dennoch setzte sich die Minderheit Il Feller und somit die halftige Verteilung zwischen
Bund und Kantonen ohne Einschréankungen gegen die Alternativvorschlage durch.
Angenommen wurde auch eine Minderheit V Leo Miller (mitte, LU), mit der die
Verteilung der kantonalen Mehreinnahmen auf Gemeinden und Stédte gemaéass der
Verteilung der Gewinnsteuern festgeschrieben werden sollte. Der Nationalrat schuf
damit gleich zwei Differenzen zum Erstrat.

Erfolgreich war mit 161 zu 25 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) Uberdies ein Einzelantrag
Leo Muller fur eine Anderung des Vorlagentitels als dritte Differenz. Dieser sollte neu
die «Umsetzung des OECD/G20-Projekts zur Besteuerung grosser
Unternehmensgruppen» in den Mittelpunkt stellen, nicht wie bisher die «Besteuerung
der digitalen Wirtschaft». Muller hatte zuvor auf die Notwendigkeit verwiesen, dass die
Vorlage bei einer Volksabstimmung einen passenden Titel aufweist.

Schliesslich folgte der Nationalrat auch einem Antrag seiner Kommissionsmehrheit und
beauftragte den Bundesrat, bis sechs Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung zur
Mindestbesteuerung das entsprechende Bundesgesetz vorzulegen. Damit schuf er eine
vierte Differenz zum Sténderat. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) wollte ergdnzend vom
Bundesrat verlangen, zusammen mit der Ausflhrungsgesetzgebung auch eine
Anpassung der NFA zu préasentieren, da das «neuel...], NFA-ahnlichel...]
Umverteilungsgefass» zusammen mit den bestehenden NFA-Gefassen angeschaut
werden musse. Der Nationalrat entschied sich jedoch mit 143 zu 46 Stimmen fir den
Mehrheitsantrag.

Daneben versuchten verschiedene Minderheiten, die Vorlage um weitere Elemente zu
ergdnzen - blieben damit aber erfolglos. Auf biirgerlicher Seite verlangte eine
Minderheit Aeschi, gleichzeitig mit der Unternehmensbesteuerung auch die naturlichen
Personen zu entlasten, was die Mehrheit der Sprechenden mit Verweis darauf ablehnte,
dass dieser Antrag themenfremd sei und Kosten in Milliardenhdhe verursachen wurde.
Auch der Nationalrat sah von dieser Ergdnzung ab (141 zu 48 Stimmen).

Eine weitere Minderheit Aeschi wollte erfolglos (134 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung) die
Reichweite der Vorlage auf juristische Personen beschrénken und damit
Personengesellschaften von der Regelung ausnehmen. Dies lehnte etwa Finanzminister
Maurer mit der Begriindung ab, dass die OECD-Regelung auch solche Unternehmen
einbeziehe.

Erfolglos blieben auch zwei Minderheiten Feller fir eine Einschrankung der
Bestimmungen auf «grosse multinationale Unternehmensgruppen» - der Bundesrat
hatte nur von «grossen Unternehmensgruppen» gesprochen. Sollte die erste Saule der
OECD-Bemuhungen, die sich mit der «steuerlichen Zuteilung von Gewinnen grosser
Unternehmensgruppen» (EFD) beschéftigt, ebenfalls umgesetzt werden, brauchte es
bei einer solchen Ergadnzung eine neue Verfassungsanderung, begrindete der
Finanzminister seine ablehnende Haltung. Der zweite Minderheitsantrag Feller
verlangte, dass die Veranlagung zwingend durch die Kantone gemacht werden muss -
bisher enthielt die Vorlage diesbezuglich Ausnahmemaoglichkeiten.
Kommissionssprecher Landolt betonte, dass man diese Frage absichtlich offen lassen
wolle, um sie im Rahmen des spateren Gesetzgebungsverfahrens regeln zu kénnen. Mit
130 zu 58 Stimmen (bei 1 Enthaltung) respektive 131 zu 57 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
fanden auch diese zwei Antrage keine Mehrheit. Alle vier Minderheitsantrage wurden
von der SVP-Fraktion sowie von einer Minderheit der FDP-Fraktion und einzelnen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion beflrwortet.

Nicht nur von burgerlicher, auch von links-griiner Ratsseite lagen zahlreiche erfolglose
Minderheitsantrage vor.

Eine Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) erachtete einen Vollzug der neuen Steuer durch
die ESTV als sinnvoller als einen kantonalen Vollzug mit Unterstutzung durch die ESTV -
zumal immer mehrere Kantone betroffen seien. Finanzminister Maurer wies auf den
bereits bestehenden Kontakt zwischen Kantonen und Unternehmen hin und erachtete
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den Vollzug durch die Kantone daher als sinnvoller. Der Minderheitsantrag scheiterte
mit 110 zu 79 Stimmen.

Genauere Vorschriften fur die Verwendung der Bundesgelder verlangten zwei
Minderheiten | Badran (sp, ZH) und Il Ryser (gp, SG). Um den «Basar» zur Verteilung der
Gelder durch die ungenaue Formulierung einer «Férderung der Standortattraktivitat»
zu stoppen, schlug Jacqueline Badran eine Zweckbindung zur Finanzierung von
familienexterner Kinderbetreuung und Franziska Ryser eine Zweckbindung zur
Finanzierung der Individualbesteuerung vor. Mit beiden Vorschlagen koénne das
inlandische Fachkraftepotenzial besser ausgeschopft werden, betonten sie. Martin
Landolt lehnte es im Namen der Kommission jedoch ab, konkrete Massnahmen zu
treffen, solange die konkreten Herausforderungen noch nicht bekannt seien. Mit 97 zu
90 Stimmen bevorzugte der Nationalrat den Vorschlag der Kommissionsmehrheit
gegenuber dem Minderheitsantrag | Badran, der sich zuvor ahnlich knapp gegen den
Minderheitsantrag Ryser durchgesetzt hatte.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 127 zu 43 Stimmen
(bei 18 Enthaltungen) an. Abgelehnt wurde der Entwurf von den Mitgliedern der SVP-
Fraktion, Enthaltungen fanden sich in allen Fraktionen ausser derjenigen der GLP.

In weiteren flnf Sitzungen bereinigte das Parlament den Bundesbeschluss liber eine
besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen. Nicht umstritten waren die
Titelanderung sowie der Auftrag an den Bundesrat, innert sechs Jahren ein
entsprechendes Bundesgesetz auszuarbeiten. Der Standerat bereinigte beide
Differenzen gleich in der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens.

Er hielt jedoch nach langen Diskussionen entgegen einem Minderheitsantrag
Rechsteiner (sp, SG) am Verteilschliissel der zuséatzlichen Steuereinnahmen von 75
Prozent fur die Kantone und 25 Prozent flir den Bund fest. Mit dieser Losung gelange
«moglichst viel Geld in den nationalen Finanzausgleich», so dass die Beitrage fiur die
meisten Kantone anstiegen, begriindete Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ)
diesen Entscheid. Umstritten war zwischen den Beflirwortenden einer hélftigen Teilung
und dem Vorschlag der Kommissionsmehrheit auch die Frage, ob es sich um eine
kantonale oder eine nationale Steuer handle. Bei einer kantonalen Steuer kdénne ein
Bundesanteil von 25 Prozent als grosszlgig erachtet werden, argumentiert etwa der
Sprecher der WAK-NR, Martin Landolt. Umgekehrt wirde bei nationalen Steuern eine
halftige Teilung etwa der Aufteilung der Gewinnsteuern von juristischen Personen
entsprechen, betonte Jirg Grossen (glp, BE). Obwohl die nationalrétliche Kommission
anfanglich eine halftige Verteilung gutgeheissen hatte, ibernahm nun Martin Landolt im
Namen der Kommission das Bild einer «kantonalen Steuer» - auch wenn er spater
zuhanden des Protokolls betonte, dass es sich faktisch gemass bundesréatlicher
Botschaft um eine Bundessteuer handle - und willigte in die standeratliche 75-zu-25-
Prozent-Aufteilung ein. Mit 99 zu 87 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte ihm der
Nationalrat und lehnte damit einen Minderheitsantrag Grossen auf Festhalten ab. Die
Grinen, Mehrheiten der SP und der GLP sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion
sprachen sich fur den Mehrheitsantrag aus und trugen somit zur Beseitigung dieser
Differenz bei.

Offen blieb jedoch nach wie vor, ob die Beteiligung von Gemeinden und Stadten
ausdriicklich geregelt werden soll. Auch hier folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und lehnte einen Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG) ab, welcher
die Definition einer angemessenen Beteiligung der Gemeinden und Stédte den
Kantonen Uberlassen wollte. Nachdem sich der Stadnderat in dieser Frage erneut
unnachgiebig gezeigt hatte - es sei «eigentlich fast verfassungswidrig, wenn wir hier
den Kantonen vorschreiben, wie sie das Geld zu verteilen haben» (Stark; svp, TG), war
argumentiert worden -, lenkte der Nationalrat auch hier ein. Er bereinigte somit die
letzte Differenz mit 104 zu 72 Stimmen (bei 1 Enthaltung) - geméss
Kommissionssprecher Landolt jedoch nicht aus Uberzeugung, sondern weil «das Ziel
einer Differenzbereinigung eben darin besteht, Differenzen zu bereinigen».

Zusammen mit der Behandlung des Bundesbeschlusses Uber eine besondere
Besteuerung grosser Unternehmensgruppen endete schliesslich auch der letzte Auftritt
des zurlcktretenden Finanzministers Maurer, der vom Nationalrat mit «[sltehenden
Ovationen» - wie es im Amtlichen Bulletin festgehalten wird - verabschiedet wurde.

Mit 127 zu 59 Stimmen (bei 10 Enthaltungen; Nationalrat) respektive 38 zu 2 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen; Standerat) nahmen beide Kammern den neuen Bundesbeschluss in
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den Schlussabstimmungen an. Die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen im
Nationalrat stammten von Mitgliedern der SP- und der Grunen-Fraktion. Somit wird die
Schweizer Stimmbevolkerung im Juni 2023 Gber die Verfassungsanderung befinden. ™

Nach dem Sténderat entschied sich in der Herbstsession 2023 auch der Nationalrat,
nicht auf die Erhohung der Abziige fiir Krankenversicherungspramien und Zinsen von
Sparkapitalien im DBG einzutreten. Samuel Bendahan (sp, VD) und Kathrin Bertschy
(glp, BE) begriindeten den entsprechenden Antrag der WAK-NR mit den Steuerausféllen
bei Bund und Kantonen in der Héhe von CHF 400 Mio. jahrlich sowie mit der einseitigen
Entlastung der einkommensstérkeren Haushalte. Minderheitensprecher Thomas Aeschi
(svp, ZG) warb noch einmal fur die Entlastung der Haushalte und storte sich
insbesondere an dem voraussichtlichen Meinungswandel der Mitte-Partei, welche die
Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) urspriinglich unterstitzt hatte, sich nun aber gegen
den Bundesratsentwurf aussprechen wolle. Markus Ritter (mitte, SG) meldete sich fir
die angesprochene Partei zu Wort und ergénzte die bereits vorgebrachten Argumente
um die Sorge, dass bei einer Reduktion der Steuereinnahmen die schwach gebundenen
Ausgaben - also neben Landwirtschaft auch Armee, Bildung und Entwicklungshilfe -
noch stéarker unter Druck geraten wirden. Nach hitzigen weiteren Diskussionen - unter
anderem warf Thomas Aeschi den anderen Parteien vor, zwar gentgend Geld fur das
Asylwesen zu haben, nicht aber fir den Schweizer Mittelstand - sprach sich der
Nationalrat mit 103 zu 72 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) gegen Eintreten aus, womit der
Entwurf erledigt war. Flir Eintreten votierten die SVP- und die FDP.Liberalen-
Fraktionen sowie ein Mitglied der Mitte-Fraktion. ®

Indirekte Steuern

In der Sondersession im Mai 2022 behandelte der Nationalrat die neuste
Mehrwertsteuerrevision, ein «Sammelsurium von Massnahmen>» (Schneeberger), die
grosstenteils auf eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer abzielten. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Céline Amaudruz (svp, GE) stellten dem Rat die Vorlage im
Namen der WAK-NR vor. Die Hauptpunkte der Revision waren in der Eintretensdebatte
kaum umstritten, die Fraktionen zeigten sich aber dennoch wenig begeistert von der
Revision: «Zu dieser Mehrwertsteuergesetzrevision haben Sie sich nicht mit grosser
Begeisterung gedussert», merkte denn auch Finanzminister Maurer an. Er wies jedoch
allfallige Kritik an der Vorlage gleich zu Beginn ans Parlament zurtick: Der Bundesrat
habe neben minimalen, unumstrittenen Vereinfachungen lediglich vom Parlament
Uberwiesene Vorstdsse umgesetzt.

Der Nationalrat schuf nur wenige vom bundesratlichen Entwurf abweichende
Regelungen: Unter anderem verlangte die Regierung aufgrund der Motionen Stockli (sp,
BE; Mo. 18.4194) und von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363), im Ausland bewirkte
Leistungen der Reisebiiros von der Mehrwertsteuer auszunehmen. Damit solle «die
administrative Hurde fir auslandische Reisebiros» gesenkt und der Schweizer
Tourismus gefordert werden, erkléarte Schneeberger. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch erfolgreich die Ablehnung der neuen Regelung, um eine
Benachteiligung der Schweizer Reiseblros zu verhindern. Eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) hatte hier Uberdies die Leistungen von Wiederverkdufern im Tourismusbereich von
der Mehrwertsteuer ausnehmen wollen, fand damit aber keine Mehrheit.

Auch bei den Bereichen, die von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen,
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch. Sie wollte neben den
bereits betroffenen Gesundheitseinrichtungen und neu auszunehmenden Leistungen
der koordinierten Versorgung (Motion Humbel: mitte, AG; Mo. 19.3892) auch Leistungen
von Tageskliniken und Ambulatorien von der Mehrwertsteuer befreien. Zudem sollte
auch das Anbieten von Anlagegruppen von Anlagestiftungen gemass BVG zukunftig nicht
mehr der Mehrwertsteuer unterliegen. Stillschweigend wurden beide Anderungen
angenommen, erstere gegen einen Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU).

Des Weiteren schlug die Kommissionsmehrheit vor, dass Steuerpflichtige mit
steuerbaren Leistungen unter CHF 250'000 und ohne Wohn- und Geschéftssitz in der
Schweiz ihre Leistungen zukunftig direkt mit der ESTV abrechnen kénnen und nicht wie
bisher eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen missen. Eine Minderheit Marti
(sp, BL) sowie Bundesrat Maurer wollten den diesbezliglichen Status quo verteidigen:
Diese Vertretenden dienten der Kommunikation mit den Steuerpflichtigen und seien
notig, weil amtliche Dokumente nur im Inland zugestellt werden duarfen. Allerdings
folgte der Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit.

Ansonsten wurden zwar zahlreiche Minderheitsantrége diskutiert, von denen blieb
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jedoch der Grossteil erfolglos. So schuf der Nationalrat zum Beispiel wie vom Bundesrat
vorgeschlagen die Plattformbesteuerung der Versandhandelsplattformen, wie sie in
der Motion Vonlanthen (damals noch cvp, FR; 18.3540) gefordert worden war. Da deren
Zahl geringer sei als diejenige der Verkauferinnen und Verkdufer, kénnten die
Lieferungen besser zugeordnet und identifiziert werden, erklarte Daniela Schneeberger
fur die Kommission. Diese Anderung stiess denn auch nicht auf Widerstand. Vier
Minderheitsantrage Aeschi verlangten jedoch eine Prazisierung der Regelungen, um
eine Ungleichbehandlung der verschiedenen Plattformen sowie der schweizerischen
gegenuber den auslandischen Plattformen zu verhindern. Finanzminister Maurer
empfahl diese Antrédge zur Ablehnung, zumal die vom Bundesrat vorgeschlagene
Regelung «sehr komplex» sei und bei Anderungen «vieles aus dem Lot» geraten kénne.
Die Minderheitsantrage wurden in der Folge verworfen. Erganzend definierte der
Nationalrat auf Antrag seiner Kommission den Begriff «elektronische Plattform».

Ein weiterer umstrittener Aspekt betraf die Besteuerung der Emissionsrechte. Gemass
Kommissionssprecherin Schneeberger hatte das Bundesgericht in einem Urteil
entschieden, dass der Emissionshandel zu besteuern sei, um Missbrauch zu verhindern.
Daher habe der Bundesrat eine «generelle Bezugsteuerpflicht [unter anderem] bei der
Ubertragung von Emissionsrechten» geschaffen. Diesem Vorschlag wollte die
Kommissionsmehrheit folgen, wahrend eine Minderheit Aeschi den Handel mit CO2-
Emissionsrechten von der Mehrwertsteuer ausnehmen wollte: Die CO2-Zertifikate
seien Lenkungsabgaben. Da mit diesen kein Mehrwert geschaffen werde, mussten sie
auch nicht der Mehrwertsteuer unterstellt werden, argumentierte Thomas Burgherr
(svp, AG), der zudem einen weiteren Minderheitsantrag zu dieser Frage stellte.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen diese Einschatzung und erachtete den Kauf
von Emissionszertifikaten als «klar definierte Leistung». Auch diese Minderheitsantrage
fanden im Nationalrat keine Mehrheit.

Diskussionen gab es auch um die zukinftige Moglichkeit fir ein Gemeinwesen, «von
ihm ausgerichtete Mittel gegentber dem Empfénger oder der Empféangerin ausdricklich
als Subvention oder anderen 6ffentlich-rechtlichen Beitrag» zu definieren - sofern die
entsprechenden Rahmenbedingungen erfillt sind. Dies hatte eine Motion der WAK-SR
(Mo. 16.3431) gefordert. So stelle sich «immer die Frage, was eine Subvention» sei,
betonte der Finanzminister. Dadurch, dass die Gemeinwesen dies zukinftig festlegen
konnten, schaffe man in dieser Frage Klarheit. Dies bestritt jedoch eine Minderheit
Aeschi, die bezweifelte, dass die ESTV spater entsprechende Klassifizierungen
akzeptieren werde. Wiederum folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit.
Diskutiert wurde auch Uber die Frage, welche Giiter zum reduzierten Satz besteuert
werden sollen. Der Bundesrat hatte diesbeziiglich eine Anderung bei den Artikeln der
Monatshygiene beantragt, wie sie in der angenommenen Motion Maire (sp, NE; Mo.
18.4205) verlangt worden war. Eine Minderheit | Schneeberger wollte auf die Schaffung
dieser zusatzlichen Ausnahme verzichten, wéhrend eine Minderheit Il Gigon (gp, VD) sie
um Windeln und Einlagen gegen Inkontinenz erganzen wollte. Beide Antrége blieben
erfolglos, der Nationalrat blieb beim bundesratlichen Vorschlag. Erfolglos blieb
Uberdies auch eine Minderheit Friedli (svp, SG) zur Unterstellung der
Beherbergungsleistungen unter den reduzierten Satz anstelle des Sondersatzes.
Insgesamt war in der Beratung lediglich ein Minderheitsantrag erfolgreich, néamlich
derjenige von Markus Ritter (mitte, SG) zur Beschrankung des Vorsteuerabzugs auf die
vom Vorsteuerabzug berechtigten Téatigkeiten. Heute gebe es beim Erwerb von
qualifizierten Beteiligungen einen Vorsteueranspruch «im Rahmen der zum
Vorsteuerabzug berechtigten unternehmerischen Tatigkeiten». Auf zuséatzlichen
anderen Tétigkeiten sei jedoch kein solcher Abzug mdglich. Durch einen
Anderungsvorschlag der Kommissionsmehrheit entstiinde jedoch neu auch auf
Letzteren ein Vorsteueranspruch, was nicht gerechtfertigt sei. Mit 105 zu 77 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) folgte der Nationalrat Ritter in dieser sehr technischen Frage. Die
SVP- und die FDP.Liberale-Fraktion hatten die Version der Kommissionsmehrheit
bevorzugt.

Stillschweigend hiess die grosse Kammer unter anderem in Ubereinstimmung mit einer
weiteren Motion Page (Mo. 17.3657) die Ausnahme der fir eine Teilnahme an kulturelle
Anlésse verlangten Entgelte von der Mehrwertsteuer gut. Unbestritten war auch die
Schaffung einer Mithaftung fur Mitglieder der geschéaftsfihrenden Organe bei Serien-
Konkursen. Auch die jahrliche Abrechnungsmoglichkeit fur die Mehrwertsteuer stiess
im Nationalrat nicht auf Widerstand.

In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat diese thematisch breite
Mehrwertsteuerrevision mit 129 zu 53 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Sowohl! die
ablehnenden Stimmen als auch die Enthaltung stammten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. Zudem nahm der Nationalrat auch die Petitionen von Campax mit dem Titel
«Bloody unfair - runter mit der Tampon-Steuer!» (Pet. 19.2017) und von der
Jugendsession 2017 zur «Uberarbeitung der Mehrwertsteuer zu Gunsten der AHV>» (Pet.
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18.2006) zur Kenntnis.

In der Sommersession 2023 fuhrte das Parlament das Differenzbereinigungsverfahren
zur Mehrwertsteuerrevision durch. Offen waren noch 14 Differenzen, von denen der
Nationalrat anfanglich lediglich drei bereinigte. So pflichtete er - entgegen einem
Antrag Aeschi (svp, ZG) - dem Sténderat nach dessen Widerstand bei, dass die
Méglichkeit geschaffen werden kann, auf eine Steuervertretung in der Schweiz zu
verzichten, und lehnte zudem die von ihm selbst zuvor vorgeschlagene Ausdehnung des
Verlagerungsverfahrens auf alle Importe ab. Zudem willigte er ein, die Motion 16.3431
der WAK-SR noch nicht abzuschreiben.

Den Grossteil der offenen Differenzen bereinigte in der Folge der Standerat. So folgte
er dem Nationalrat unter anderem bezlglich eines Kurswechsels bei den
Mehrwertsteuerausnahmen im Gesundheitsbereich. War es bisher nur nicht
gewinnorientierten Unternehmen maglich, ihre Leistungen mehrwertsteuerbefreit
abzurechnen, sollten neu etwa auch Belegérzte in gewinnorientierten Ambulatorien von
der Mehrwertsteuer befreit werden kénnen. Zudem hiess er etwa auch den neuen
nationalratlichen Vorschlag flir eine Zurverflgungstellung von Personal gut: Deren
Steuerbefreiung war bisher auf religiose und weltanschauliche, nicht gewinnorientierte
Organisationen beschrénkt gewesen, neu sollten jedoch alle nicht gewinnorientierten
Organisationen davon profitieren kénnen.

Unter den vom Standerat abschliessend bereinigten Differenzen befanden sich auch
ein paar, zu denen die Kompromissfindung bereits vorher eingeleitet worden war. Bei
der Frage, ob nur auslandische Reiseblros oder auch Schweizer Reisebiros von der
Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen, war der Nationalrat der kleinen Kammer
zuvor entgegengekommen und hatte den standeratlichen Vorschlag im Auftrag der
Verwaltung nur noch leicht sprachlich korrigiert. Auch diesen Punkt konnte der
Standerat somit bereinigen - genauso wie eine Regelung, wonach Leistungen per
Streaming am Ort der «charakteristischen Leistung» besteuert werden sollen. Zudem
hatten Stdnde- und Nationalrat Korrekturen an einer Regelung fur Ausnahmen aus der
Mehrwertsteuer flr Leistungen, die zwischen ausschliesslich von Gemeinwesen
gegrundeten Stiftungen und den an ihrer Grindung beteiligten Organisationseinheiten
stattfinden, vorgenommen, welche der Standerat nun ebenfalls guthiess.

Offen blieben fir den Nationalrat lediglich noch zwei Differenzen, welche er in der
folgenden Behandlungsrunde bereinigte: So hatte der Standerat zuvor entgegen dem
Antrag seiner WAK-SR daran festgehalten, nicht nur 6ffentliche Spitex-Organisationen
von der Mehrwertsteuer auf Betreuungsleistungen auszunehmen, sondern auch
gewinnorientierte Spitex-Organisationen. Zudem hatte es der Standerat abgelehnt, die
Regelung zum Streaming erst per Januar 2025 in Kraft zu setzen - in beiden Punkten
willigte der Nationalrat nun abschliessend ein und bereinigte damit den Entwurf zur
Revision der Mehrwertsteuer.

In der Folge nahm der Nationalrat den Entwurf in den Schlussabstimmungen ohne
Gegenstimme mit 191 zu O Stimmen (bei 1 Enthaltung) an, der Stdnderat einstimmig mit
44 zu O Stimmen. "

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

In der Frihjahrssession 2019 beriet der Nationalrat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG) und hatte eingangs einen Rlckweisungsantrag
von Silvia Schenker (sp, BS) zu klaren. Da das ATSG generell in allen
Sozialversicherungszweigen ausser der beruflichen Vorsorge zur Anwendung komme,
hatten die Entscheidungen zu diesem eine Hebelwirkung, betonte sie. Die Vorlage sei
aber sehr einseitig auf die Missbrauchsbekdmpfung ausgerichtet, flihre zu
einschneidenden Verschlechterungen fur die Betroffenen und beschneide die Rechte
der Versicherten in Verfahren. Zudem fehle die Koordination mit den Ubrigen, bisher
beschlossenen Missbrauchsmassnahmen - ein entsprechender Gesamtplan sei nicht
vorhanden. Mit 133 zu 51 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen den Willen der SP-
und der Grlnen-Fraktion fur Eintreten aus. In der Folge reichte Silvia Schenker eine
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Reihe von Minderheitsantréagen ein: Sie verlangte eine Streichung der engeren Frist fur
die Ruckforderungsanspruche der Versicherten, da diese gemass
Behindertenverbénden flr die Versicherer bereits jetzt sehr grosszugig sei. Sie wehrte
sich gegen die Schaffung einer Kostenpflicht bei den Verfahren, da die Einfihrung einer
solchen bei der IV gezeigt habe, dass die Anzahl Beschwerden dadurch nicht sinke.
Stattdessen steige die Arbeit flur die Gerichte, weil dadurch mehr Antrage auf
unentgeltliche Rechtspflege eingereicht wirden. Zudem lehnte sie die Schaffung einer
Méglichkeit flr eine vorsorgliche Einstellung von Leistungen ab, wenn eine Person die
Meldepflicht verletzt, einer Lebens- oder Zivilstandskontrolle nicht fristgerecht
nachkommt oder ein begrindeter Verdacht auf unrechtmassig bezogene Leistungen
besteht. Unter anderem sei unklar, wann ein begrindeter Verdacht vorliege - wie auch
die Diskussion in der Kommission gezeigt habe. Auf ihr Argument, dass diese Regelung
viele Hartefalle schaffe, entgegnete Gesundheitsminister Berset, dass das Interesse der
Versicherer, Verfahren und grosse Schadensrisiken zu vermeiden, Vorrang vor dem
Interesse der Versicherten habe, nicht in eine voribergehende Notlage zu geraten. Alle
Minderheitsantrége fanden ausschliesslich bei der SP- und der Grinen-Fraktion
Anklang und wurden folglich vom Nationalrat abgelehnt.

Angenommen wurde hingegen ein Minderheitsantrag von Thomas Aeschi (svp, ZG), mit
dem die Kann-Bestimmung zur Einstellung von Geldzahlungen mit Erwerbscharakter
wéhrend des Strafvollzugs zu einer Muss-Bestimmung geandert wurde. Umstritten war
ansonsten nur noch die Frage, wie genau die Regelung zur Auferlegung der Kosten fir
Observationen beim Bezug von Versicherungsleistungen aufgrund von unwahren
Angaben ausgestaltet werden sollte. Silvia Schenker wollte die Auferlegung der Kosten
auf «wissentlich unwahre Angaben» beschréanken oder - wenn moglich - den Absatz
ganz streichen. Bea Heim (sp, SO) beantragte eine Beschrénkung der Klausel auf die
Auferlegung «angemessener Mehrkosten» und Thomas Aeschi wollte auch hier die
Kann- in eine Muss-Formulierung umwandeln. In der Folge setzte sich jedoch die
Version der Kommission durch, wodurch der Rat eine Differenz zum Standerat schuf,
der die Klausel, wie von Bea Heim vorgeschlagen, auf «angemessene Mehrkosten»
beschrankt hatte. ™

Ergénzungsleistungen (EL)

In der Frihjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Reform der
Erganzungsleistungen, die er ob ihrer Lénge in drei Bldocke unterteilte. Er schuf
zahlreiche Differenzen zum Standerat, insbesondere bezlglich der Voraussetzungen fur
den EL-Bezug. So beantragte die SGK-NR die Einflhrung einer Vermégensschwelle in
der Héhe von CHF 100'000 fur Alleinstehende, CHF 200'000 fur Verheiratete und CHF
50'000 bei Kindern: Ubersteigt das Vermégen diese Schwelle, sollen keine
Ergadnzungsleistungen beantragt werden kénnen. Davon ausgeschlossen sollen jedoch
von den Betroffenen oder ihren Partnern bewohnte Liegenschaften sein, sofern die
Betroffenen ein hypothekarisch gesichertes Darlehen zulasten des Wohneigentums und
zugunsten der EL-Stelle aufnehmen. Silvia Schenker (sp, BS) sprach sich in ihrem
Minderheitsantrag gegen eine solche Anderung aus - nicht weil sie eine
Vermogensschwelle prinzipiell ablehne, sondern weil dieser Antrag nicht in der
Vernehmlassung war und daher noch zahlreiche Fragen dazu offen seien. Mit dieser
Ansicht standen die SP- und die Grlinen-Fraktion jedoch alleine da, mit 137 zu 52
Stimmen nahm der Nationalrat die EinfUhrung einer Vermdégensschwelle an. Eine
weitere Differenz bei den Voraussetzungen schuf der Nationalrat, indem er gegen zwei
Minderheitsantrége einem Antrag der SGK-NR folgte, wonach ein Verbrauch von mehr
als 10 Prozent des Vermdgens pro Jahr ab Entstehung des Anspruchs auf EL bei der IV,
bei der AHV ab zehn Jahren vor der Pensionierung, als Vermogensverzicht gelten solle,
sofern der Verbrauch .ohne wichtigen Grund" erfolge (94 zu 86 Stimmen bei 9
Enthaltungen; 136 zu 53 Stimmen bei 1 Enthaltung). Flir den Bezug von
Erganzungsleistungen beantragte die Mehrheit der SGK-NR Uberdies eine zehnjahrige
Karenzfrist, wahrend der sich die Betroffenen ununterbrochen in der Schweiz
aufgehalten haben mussen. Es setzte sich jedoch eine Minderheit | Aeschi durch, die
den Bezug stattdessen von einer mindestens zehnjahrigen Beitragsdauer in die AHV
abhéangig machen wollte (104 zu 83 Stimmen, 4 Enthaltungen).

Auch bezuglich der anerkannten Ausgaben schuf der Nationalrat einige Differenzen zum
Schwesterrat. Gegen eine Minderheit Feri nahm er den Vorschlag der SGK-NR auf
Reduktion der Finanzierung des allgemeinen Lebensbedarfs fur Kinder unter zwolf
Jahren sowie ab dem zweiten Kind um ein Sechstel an (137 zu 53 Stimmen). Bezlglich
der Mietzinsen bestatigte der Nationalrat zwar die vom Standerat beschlossene
Schaffung verschiedener Regionen, strich jedoch auf Antrag einer Minderheit Il Pezzatti
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die dritte Region und reduzierte die vom Sténderat beschlossenen Betrage zur
Erstattung von Mietzinsen fur Alleinstehende sowie fur zuséatzliche im Haushalt lebende
Personen (139 zu 53 Stimmen). Deutlich |6ste der Rat fir den Antrag auch die
Ausgabenbremse (187 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen). Der Nationalrat stimmte auch
dem Antrag der Minderheit Clottu zu (102 zu 90 Stimmen), wonach diese Mietzins-
Betrage von den Kantonen um 10 Prozent gekurzt werden kdénnen und der Bundesrat
die Einteilung Uberprifen muss, wenn sich der Mietpreisindex um 10 Prozent verédndert.
Eine Minderheit Quadranti hatte diesbezlglich eine regelmassige Uberpriifung nach
zwei Jahren gefordert, war jedoch deutlich gescheitert (133 zu 58 Stimmen, 1
Enthaltung). Stark umstritten war im Sténderat die Frage gewesen, welche Kosten bei
den Krankenkassenpramien angerechnet werden sollen. Dabei wurden vier
verschiedene Optionen diskutiert: Die Mehrheit der SGK-NR wollte dem Bundesrat
folgen und die kantonalen Durchschnittspréamien anrechnen, solange diese die
effektiven Kosten nicht Ubersteigen; der Stdnderat hatte entschieden, die Pramie des
drittglinstigsten Krankenversicherers im Kanton zu vergliten; eine Minderheit | Carobbio
befurwortete die Auszahlung von Durchschnittspramien, selbst wenn diese die
effektiven Kosten aufgrund von Pramienverbilligungen Ubertreffen; und eine Minderheit
I Humbel setzte auf die massgebende Pramie des Kantons. Letztere Option setzte sich
gegen den Antrag der Kommissionsmehrheit durch (138 zu 53 Stimmen), nachdem
dieser zuvor gegenilber der Minderheit | bevorzugt worden war (138 zu 53 Stimmen).
Nicht nur auf der Ausgaben-, auch auf der Einkommensseite nahm die grosse Kammer
Korrekturen vor: Zwar war man sich mit dem Stédnderat darlber einig, dass das
Erwerbseinkommen von Ehegattinnen und -gatten, die selber keine Rente beziehen,
stérker angerechnet werden soll als bisher. Der Nationalrat folgte jedoch entgegen dem
Antrag der Minderheit Barrile, die wie der Standerat nur 80 Prozent anrechnen wollte,
der Kommissionsmehrheit: Neu soll das Einkommen der Ehepartner vollsténdig
angerechnet werden (103 zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung).

Bezlglich der Finanzierung der EL respektive der Massnahmen zur Reduktion der
Anzahl EL-Bezugerinnen und -Bezlger hatte sich im Stdnderat die Frage nach der
Méglichkeit auf Kapitalbezug in der zweiten Saule als besonders umstritten gezeigt.
Anders als der Erstrat wollte die Mehrheit der SGK-NR den Versicherten die Moglichkeit
offenlassen, ihre Pensionskassengelder zur Halfte als Kapitalabfindung zu beziehen.
Dagegen wehrte sich eine Minderheit | Humbel, die dem Stadnderat folgen wollte,
wahrend eine Minderheit Il Sauter das geltende Recht, das den Bezug eines Viertels des
Altersguthabens als Kapitalleistung erlaubt, bevorzugte. Letztere Position setzte sich in
der grossen Kammer deutlich durch (Mehrheit vs. Minderheit |: 139 zu 49 Stimmen bei 1
Enthaltung; Mehrheit vs. Minderheit II: 14 zu 170 Stimmen bei 4 Enthaltungen). Um
jedoch der im Stéanderat vielfach betonten erhdéhten Gefahr, durch einen Kapitalbezug
spater auf Erganzungsleistungen angewiesen zu sein, zu reduzieren, beantragte die
Kommissionsmehrheit, die Leistungen bei einem teilweisen oder vollstdndigen
Kapitalbezug um 10 Prozent pro Jahr zu klrzen. Der Nationalrat unterstitzte diesen
Antrag gegen zwei Minderheitsantrage (106 zu 83 Stimmen; 119 zu 66 Stimmen bei 1
Enthaltung). Auch bei der Auszahlung der Pensionskassengelder flr Firmengrindungen
schuf die grosse Kammer eine Differenz zum Standerat, indem sie einem
Minderheitsantrag de Courten folgte, der keine Einschrankungen der Auszahlungen
beabsichtigte. Deutlich sprach sich die grosse Kammer auch flr einen
Minderheitsantrag Humbel aus, wonach rechtmassig bezogene Leistungen aus dem
Nachlass der Leistungsbezligerinnen und -bezliger - bei Ehepaaren aus dem Nachlass
des Zweitverstorbenen - zurlickzuerstatten seien, sofern und inwieweit dieser CHF
50'000 Ubersteige (181 zu 7 bei 1 Enthaltung).

In der Gesamtabstimmung nahm der Rat seine neue Version zur Reform der
Erganzungsleistungen mit 125 zu 53 Stimmen bei 13 Enthaltungen an. Unzufrieden
zeigten sich die SP- und die Grlnen-Fraktion, wahrend sich ein Drittel der CVP-
Fraktion sowie einzelne Mitglieder der GLP- und der BDP-Fraktion der Stimme
enthielten. "
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Krankenversicherung

Die SGK-NR beflrwortete zwar eine Einschréankung der Vermittlerprovisionen in der
OKP, wie sie die standeréatliche Schwesterkommission vorgeschlagen hatte, beantragte
aber mit 16 zu 8 Stimmen, diese nicht nur auf die OKP zu beschrénken, sondern auch
die  Krankenzusatzversicherungen miteinzubeziehen. Da sich  Grund- und
Zusatzversicherung in der Praxis nicht trennen liessen, blieben ansonsten
Umgehungsmoglichkeiten bestehen. Eine Ausdehnung auf die Zusatzversicherungen sei
von den Krankenversichererverbédnden, darunter auch Curafutura und Santésuisse,
ausdrlcklich gefordert worden, betonte Bea Heim (sp, SO) im Rahmen der
Nationalratsdebatte in der Friihjahrssession 2019.

Dieser Mehrheitsmeinung standen zwei Antrége entgegen: Eine Minderheit Nantermod
(fdp, VS) beflrwortete zwar eine Einschrankung der Vermittlerprovisionen in der OKP,
lehnte aber eine Regulierung bei den Krankenzusatzversicherungen ab. Da Gewinne
dort erlaubt seien und diese in einem Marktumfeld agierten, wiirde eine Regulierung
der Provisionen bei diesen zu weit gehen. Im Rat ergénzte Minderheitssprecher
Nantermod seine Position noch um ein weiteres Argument: Wenn der Nationalrat die
Motion abandere, musse der Stéanderat in der ndchsten Runde entscheiden, ob er diese
Anderung annehmen oder das ganze Projekt ablehnen wolle, erklarte Nantermod. Dies
sei zu gefahrlich, weshalb man die Motion in ihrer urspringlichen Form annehmen
solle. Eine Ablehnung der Motion in beiden Formen beflirwortete Thomas Aeschi (svp,
ZG). Mit 103 zu 78 Stimmen (bei 1 Enthaltung) respektive 152 zu 30 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) entschied sich der Rat gegen den Minderheitsantrag Nantermod
respektive den Antrag Aeschi und flir den Mehrheitsantrag der Kommission. Abgeéndert
gelangte die Motion somit zurtck an den Standerat. %°

Einen Tag bevor der Stdnderat die Bundesratsvorlage zur Anpassung der Franchisen an
die Kostenentwicklung behandelte, hatte die SP bereits verkindet, dass man, falls
notig, das Referendum gegen das Gesetz ergreifen werde. Die Franchisenerhéhung sei
inakzeptabel, treffe mit den chronisch Kranken und alteren Menschen die Schwachsten
am starksten und sei deshalb ein Angriff auf die Solidaritat, hatte Barbara Gysi (sp, SG)
erklart.

Von dieser Referendumsdrohung liess sich der Standerat aber tags darauf in der
Frihjahrssession 2019 nicht beeindrucken. Den Minderheitsantrag Stockli (sp, BE) auf
Nichteintreten lehnte er mit 28 zu 13 Stimmen ab und nahm die Vorlage in der Folge
nach einer Prézisierung bezlglich der Bruttokosten in der Gesamtabstimmung mit 26 zu
13 Stimmen (2 Enthaltungen) an. Noch in derselben Session akzeptierte der Nationalrat
die Anderungen stillschweigend, sodass die beiden Rate gut eine Woche spater zur
Schlussabstimmung schreiten konnten.

In der Zwischenzeit hatte sich jedoch die Ausgangslage verédndert: Zwei Tage vor der
Schlussabstimmung hatte SVP-Fraktionschef Aeschi (svp, ZG) erklart, die SVP-Fraktion
werde die Vorlage ablehnen. Man wolle nicht einseitig die Pramienzahlenden belasten,
stattdessen musse ein Gesamtpaket geschaffen werden, in dem auch die anderen
Akteure wie Krankenkassen oder Arztinnen und Arzte ihren Beitrag leisten sollten,
erklérte er. In der Ratsdebatte ergénzte Leo Mdller (cvp, LU), auch die CVP unterstitze
dieses Projekt nicht und werde sich der Stimme enthalten, zumal sie sich von Anfang an
flr eine umfassende - und keine einseitig die Patientinnen und Patienten belastende -
Revision ausgesprochen habe. Dies fluhrte bei den anderen burgerlichen Parteien zu
Unverstandnis. Lorenz Hess (bdp, BE) nervte sich, dass die Ausgangslage nun plétzlich
anders sei, obwohl sich inhaltlich nichts verdndert hatte. Sowohl SVP als auch CVP
hatten die Vorlage in der Wintersession 2018 noch geschlossen beflirwortet. Beat Walti
(fdp, ZH) sprach von einem «parlamentarischeln] Trauerspiel» und von einem
«durchschaubare[n] und unglaubwirdigeln] Manéver». Roger Nordmann (sp, VD) warf
der SVP vor, vor den eidgendssischen Wahlen das Referendum der SP gegen das Gesetz
und die Debatte zur Franchisenerhdhung verhindern zu wollen, und Balthasar Glattli
(gp, ZH) warf ein, dass es bereits «wahlkdmpfelet», und lobte ironisch die «Pirouetten»,
die die SVP drehe. Dem widersprach Thomas Aeschi heftig. Das verfehlte
Gesundheitssystem sei von der SP entworfen worden und unter der Federfliihrung der
damaligen SP-Bundesratin Ruth Dreifuss unter Jubel der FDP und CVP entstanden. Nur
die SVP habe damals schon prophezeit, was passieren werde - und habe Recht
behalten. Die SVP werde nicht Hand bieten fur den Versuch, das verrottete System
durch ein paar «Pflasterli» zu heilen.

Und so kam es, wie die Vertreterinnen und Vertreter der FDP und der BDP beflirchtet
hatten: Mit 101 zu 63 Stimmen lehnte eine Allianz aus SP- und Grinen-Fraktion, einer
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Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einzelnen Mitgliedern der CVP-Fraktion - der
Grossteil der CVP-Fraktion enthielt sich wie angekindigt der Stimme - die Anpassung
der Franchisen an die Kostenentwicklung ab und versenkte die Vorlage. Dass der
Standerat - und mit ihm alle finf SVP-Standerate - die Vorlage mit 27 zu 14 Stimmen
annahm, war somit gegenstandslos. Auch die Medien werteten den
Meinungsumschwung bei der SVP und der CVP - a&hnlich wie zuvor die
Parlamentarierinnen und  Parlamentarier - als «wahltaktisches Mandver»
(Tagesanzeiger).

In der Herbstsession 2019 behandelte der Nationalrat als Erstrat den Vorschlag der
SGK-NR fir eine Einflihrung eines monistischen Finanzierungssystems fiir die
Gesundheitsleistungen. Eine Kommissionsminderheit Gysi (sp, SG) hatte dem Rat
Nichteintreten beantragt. Barbara Gysi betonte, dass die SP-Fraktion zwar eine
einheitliche Finanzierung von stationéren und ambulanten Leistungen beflirworte, aber
diese Vorlage ablehne, da darin die «Meinung der Kantone in grossen Zugen
missachtet» worden sei. Den Kantonen kdme nur noch die Rolle der Zahlstelle zu, die
Relevanz der Spitallisten wiirde stark reduziert. Uberdies wiirde die Vorlage zu einer
Besserstellung der Privatspitéler und Zusatzversicherten zulasten der OKP fuhren,
kritisierte Gysi. Aufgrund der zahlreichen Mitglieder in der Subkommission, die Mandate
bei Krankenversicherungen oder Krankenkassenverbanden hatten, und aufgrund der
«getreuen» Umsetzung der Vorschlage von Curafutura beglnstige die Vorlage die
Interessen der Krankenversicherungen. «Diese Vorlage stammt klar aus der Feder von
Curafutura», fasste sie ihre Kritik zusammen. Ein Nichteintreten wirde dem Bundesrat
zusammen mit den Kantonen eine neue Lésungsfindung ermaoglichen.

Ruth Humbel (cvp, AG) betonte als Kommissionssprecherin, dass es den
Krankenversicherungen nicht verboten sei, fachliche Inputs zu geben. Zudem seien die
Privatspitéler ein «Nebenschauplatz». In erster Linie starke die Vorlage die
Steuerungsmoglichkeit der Kantone, indem sie neu den ambulanten und stationéaren
Bereich planen kénnten, einen Einsitz in Tarmed oder Tardoc erhielten und weiterhin
die Tarife genehmigten oder erliessen, wenn sich die Tarifpartner nicht einigten. Mit
136 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat in der Folge fir
Eintreten aus. Die ablehnenden Stimmen stammten aus der SP- und der Grunen-
Fraktion sowie von MCG-Mitglied Roger Golay (mcg, GE).

In der Detailberatung diskutierte der Nationalrat verschiedene technische Fragen, die
jedoch, so die Auffassung der meisten Rednerinnen und Redner, hochpolitisch waren.
So beriet die grosse Kammer die Berechnung der Kantonsbeitrage, bei der zwei Fragen
umstritten waren: Soll erstens der Abzug der Risikoabgaben risikobasiert oder
kostenbasiert erfolgen und sollen zweitens die Kostenbeteiligungen der Versicherten
abgezogen werden, bevor die Kantonsbeitrage berechnet werden. Bei ersterer Frage
sprach sich eine Kommissionsminderheit Nantermod (fdp, VS) fir das risikobasierte
Pauschalmodell aus. Dieses habe den Vorteil, dass nur die Risikokompensation und
nicht die variablen Verwaltungskosten der Versicherungen berlcksichtigt wirden,
erklarte Regine Sauter (fdp, ZH) fur die Kommissionsminderheit. Dadurch wirden die
Anreize zur Kosteneffizienz erhoht. Hingegen argumentierte Heinz Brand (svp, GR), dass
es hier um Steuergelder der Kantone gehe und diese der Kostenwahrheit entsprechen
mussten. Somit kénne man diese nicht «aufgrund irgendwelcher mathematischer
Berechnungen» verteilen. Mit 111 zu 78 Stimmen sprach sich der Nationalrat fur den
Mehrheitsantrag der SGK-NR und somit fir das kostenbasierte Modell aus: Eine Allianz
aus SP-, Grunen- und SVP-Fraktion setzte sich diesbezlglich gegen die geschlossen
stimmenden Ubrigen Fraktionen durch.

Eine weitere Minderheit Nantermod setzte sich dafur ein, dass die Kostenbeteiligungen
der Versicherten, also zum Beispiel die Franchisen, ebenfalls in die Berechnung des
Kantonsanteils einfliessen sollten. Nur dadurch wirden Personen mit hohen Franchisen
gleich behandelt wie Personen mit tiefen Franchisen. Mit dieser Berechnungsart
mussten die Kantone den Versicherungen aber auch Geld flir Kosten Uberweisen, die
nicht von ihnen, sondern von den Versicherten bezahlt worden seien, kritisierte
Gesundheitsminister Berset. Rechtlich sei es geméss dem Bundesamt fur Justiz zudem
problematisch, wenn der Bund die Kantone zwinge, Kosten zu Ubernehmen, die nicht
unter die OKP fielen, erklarte Kommissionssprecherin Humbel. Weiter kénne es nicht
sein, dass die Eigenverantwortung, die den héheren Franchisen zugrunde liege, «an die
Kantone delegiert werde». Mit 148 zu 33 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) respektive 141 zu
46 Stimmen (bei keiner Enthaltung) sprach sich der Nationalrat fir den Antrag des
Bundesrates und die Berechnung der Kantonsbeitrage nach Abzug der Franchisen aus.
Fur die Minderheit hatten sich vor allem Teile der SVP- und der FDP.Liberale-
Fraktionen eingesetzt. Gleichzeitig entschied sich der Rat auch, den von den Kantonen
Ubernommenen Mindestanteil von 22.6 Prozent auf 25.5 Prozent zu erhdhen, wie es der
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Bundesrat beantragt hatte.

Wie sich bereits in der Eintretensdebatte angekindigt hatte, war die Frage der
Vergltungen an die Vertragsspitéler in der Detailberatung besonders umstritten. Diese
liegt heute bei 45 Prozent, neu soll sie jedoch auf 74.5 Prozent erhéht werden. Dadurch
wirden  Privatspitéler, die sich nicht an der Ausbildung oder am
Grundversorgungsauftrag beteiligten, die besonders lukrative Falle der Ubrigen Spitaler
abwerben wirden und deren Gewinne auf den Konten von ausléndischen Investoren
landeten, noch starker aus der OKP abgegolten werden als bisher, kritisierte Barbara
Gysi. Dadurch kdme es zu einem Anstieg der Pramien der Grundversicherten, zu einer
Mengenausweitung durch die Privatspitaler - bereits jetzt wirden halbprivat oder privat
versicherte Personen zum Beispiel 2.2-mal héaufiger am Knie operiert als
Grundversicherte - sowie zu einem Anstieg der Anzahl Privatspitdler. Schliesslich
unterliefe dies auch die Spitalplanung der Kantone. Letzteren Punkt betonte auch
Bundesrat Berset. Kommissionssprecherin Humbel entgegnete hingegen, dass
Privatkliniken nicht per se teurer seien als 6ffentliche Spitdler und es tGberdies nur zehn
davon gebe. Heute wilrden 45 Prozent der stationdren Kosten der Vertragsspitaler
durch die Kantone sowie 100 Prozent der ambulanten Leistungen durch die
Versicherungen vergltet; mit einem Anteil von 74.5 Prozent wére der Unterschied zu
heute somit vernachlassigbar. Die grosse Kammer sprach sich in der Folge mit 132 zu 56
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) deutlich fir den Antrag der Kommissionsmehrheit und
die hdhere Vergltung flr die Vertragsspitéler aus.

Bei der Frage nach der zukinftigen Rolle der gemeinsamen Einrichtung der
Versicherungen entschied sich der Rat gegen eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) und eine
Minderheit Carobbio (sp, Tl) daflir, dass die Einrichtung neu auch fir die Aufteilung des
Kantonsbeitrags auf die Versicherungen zustandig sein soll. Sowohl Aeschi als auch
Carobbio hatten mit ihren Antragen beabsichtigt, die Rolle der Kantone in EFAS zu
stéarken; Thomas Aeschi wollte den Kantonen die Méglichkeit geben, das Geld selbst zu
verteilen, wéhrend Marina Carobbio der gemeinsamen Einrichtung die Kontrolle Gber
die Zahlungen ubertragen wollte, damit die Kantone den Versicherungen nicht blind
vertrauen mussten, wie Bea Heim (sp, SO) erklarte.

Schliesslich stimmte der Nationalrat dem Entwurf mit 121 zu 54 Stimmen (bei 8
Enthaltungen) zu, wobei die ablehnenden Stimmen wie schon in der
Eintretensabstimmung von der SP- und der Grlnen-Fraktion sowie von Roger Golay
stammten. Auch im Lager der SVP stiess die Vorlage mit 8 Enthaltungen jedoch nicht
ausschliesslich auf Unterstitzung. %

In der Sommersession 2022 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der Pramien-
Entlastungs-Initiative der SP und dem bundesratlichen indirekten Gegenvorschlag
auseinander. Thomas de Courten (svp, BL) und Benjamin Roduit (mitte, VS)
prasentierten dem Rat die beiden Vorlagen. Die SGK-NR habe «Vertretungen des
Initiativkomitees, der Kantone, der Versicherer und der Versicherten sowie der
Leistungserbringer» angehdrt und die Behandlung des Geschéafts in der Folge mit
demjenigen zur Kostenbremse-Initiative koordiniert, erlauterte de Courten. Dabei habe
sie - basierend auf dem Bundesratsvorschlag - ein «neues Modell zum Ausbau der
individuellen Prémienverbilligung» geschaffen. Geméss diesem sollen die Kantone in
einem Sozialziel den maximalen Anteil der Prémien am verflgbaren Einkommen in
ihrem Kanton definieren und einen minimalen Gesamtbetrag zur Pramienverbilligung
festlegen. Diesen Gesamtbetrag dlrfen sie auch fur die Verlustscheine nicht bezahlter
Pramien einsetzen, nicht aber fur Pramienverbilligungen fir Beziehende von
Erganzungsleistungen - deren Kosten kémen also noch zuséatzlich hinzu. Dieser
Vorschlag wurde von der Kommission mit 16 zu 9 Stimmen gutgeheissen, wahrend sie
mit 17 zu 8 Stimmen die Ablehnung der Initiative beantragte. Eine Minderheit Gysi (sp,
SG) forderte hingegen eine Empfehlung auf Annahme der Initiative. Gysi betonte als
Mitglied des Initiativkomitees, dass «die unsozialen Kopfpramien» fur Personen mit
kleinen und mittleren Einkommen eine nicht mehr tragbare Belastung darstellten - sie
mussten bis zu 20 Prozent ihrer Einkommen fur die Krankenkassenpramien ausgeben.
Obwohl die Pramien seit 1995 um 142 Prozent gestiegen seien, gében heute zudem
einige Kantone weniger Geld fur die Pramienverbilligungen aus als noch vor zehn
Jahren. Der indirekte Gegenvorschlag sei diesbezlglich lediglich «ein Tropfen auf den
heissen Stein».

Eine Minderheit de Courten beantragte, nicht auf den Gegenvorschlag einzutreten. Die
Kosten der Pramienverbilligungen seien bereits von CHF 1.5 Mrd. auf CHF 5 Mrd.
jahrlich angestiegen und wirden mit dem Gegenvorschlag noch weiter steigen. Der
Vorschlag des Bundesrates verringere die Pramienkosten nicht - zumal der «Druck auf
die Prémienzahlenden» sinke, wenn jemand anderes flur ihre Pramien aufkomme.
Neben dem Nichteintretensantrag legte die SVP-Fraktion weitere Minderheitsantrage
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vor: So sollen geméass eines Minderheitsantrags von Thomas Aeschi (svp, ZG) die
Erganzungsleistungen nicht separat ausgewiesen werden mussen, wodurch sich die
Belastung fur die Kantone verringern wirde. Zudem sollten geméss einer Minderheit de
Courten zumindest die Verlustscheine angerechnet werden. Schliesslich sollten die
Kantone anonymisierte Angaben zu den Empfangerinnen und Empféngern, unter
anderem zur Staatsblrgerschaft, machen mussen (Minderheit Aeschi).

Es folgte eine angeregte und sehr ausfihrliche Debatte zu Krankenkassenpramien und
Individualverbilligungen. Die Mitglieder der SP- und Grinen-Fraktion warben flur die
Initiative, empfahlen aber auch den Gegenvorschlag zur Annahme, variierten in dessen
Einschatzung aber deutlich: Mattea Meyer (sp, ZH) sprach etwa von einem
substanziellen Gegenvorschlag, wahrend ihn Manuela Weichelt (al, ZG) als «Krote»
erachtete. Die Sprechenden der SVP-Fraktion lehnten sowohl Initiative als auch
Gegenvorschlag als unnutz und zu teuer ab. Die Sprechenden der Mitte-, Grunliberalen-
und FDP-Fraktionen zeigten sich zwar mehrheitlich nicht enthusiastisch gegentber
dem Gegenvorschlag, empfahlen ihn aber etwa als «tragbar» (Regine Sauter: fdp, ZH)
oder gar als «in sich stimmig und in seiner Grdsse ausreichend, um eine echte
Alternative zur Volksinitiative darzustellen» (Jérg Méader: glp, ZH) zur Annahme.

Tags darauf schritt der Nationalrat zur Abstimmung Uber Eintreten auf den
Gegenvorschlag. Mit 134 zu 53 Stimmen sprach sich der Rat fur Eintreten und gegen den
Minderheitsantrag de Courten aus. Einstimmig lehnte die SVP-Fraktion Eintreten ab. In
der Folge verwarf die grosse Kammer die Minderheitsantrage Aeschi und de Courten
deutlich. Schliesslich nahm der Nationalrat den indirekten Gegenvorschlag mit 119 zu 66
Stimmen - die Gegenstimmen stammten von der SVP- und von Teilen der
FDP.Liberalen-Fraktion - (bei 2 Enthaltungen) an. Hingegen sprach er sich mit 121 zu 67
Stimmen fur eine Empfehlung zur Ablehnung der Volksinitiative und somit gegen die
Minderheit Gysi aus; fir eine Annahmeempfehlung stimmten die Fraktionen der SP und
der Grunen. Stillschweigend verlangerte der Rat in der Folge die Behandlungsfrist der
Initiative aufgrund des Gegenvorschlags bis Oktober 2023. 2*

In der Herbstsession 2023 machte sich der Nationalrat an die Differenzbereinigung
zum Entwurf fir eine einheitliche Finanzierung der Leistungen im ambulanten und
stationaren Bereich und nahm dabei einige gewichtige Bereinigungen vor.

Die grosse Frage, die sich bei der Debatte im Rat stellte, betraf einmal mehr den
Einbezug der Langzeitpflege in EFAS. Die beiden Kommissionssprecher Lorenz Hess
(mitte, BE) und Philippe Nantermod (fdp, VS) betonten mehrfach, dass sich die SGK-NR
diese Integration nicht gewlnscht habe, EFAS ohne Pflege jedoch aufgrund des
Widerstands der Kantone und des Standerats nicht moglich sei. Die Integration der
Pflege verursache zwar Kosten, die Einsparungen durch EFAS seien aber noch immer so
gross, dass sich die Reform dennoch lohne. Folglich empfahl die Kommissionsmehrheit,
dem Einbezug zuzustimmen und diese Differenz zu bereinigen. Eine Minderheit Aeschi
(svp, ZG) erachtete jedoch die Zusatzkosten durch die Integration der Pflege als so
hoch, dass sie «allfallige Einsparungen» durch EFAS Ubersteige - folglich solle diese
Differenz zum Standerat aufrechterhalten werden. Mit 108 zu 85 Stimmen folgte die
grosse Kammer dem Mehrheitsantrag und integrierte die Langzeitpflege in EFAS. Die
ablehnenden Stimmen stammten von der SVP-Fraktion sowie von grossen Mehrheiten
der Mitte- und der Grinen-Fraktion. Somit war das grosste Hindernis fur die Vorlage
aus dem Weg geraumt.

Zwar hatte der Nationalrat bei der Integration der Pflegekosten eingewilligt, die
Kommissionsmehrheit schlug aber vor, diese erst nach erfolgter Kostentransparenz im
Pflegebereich umzusetzen, konkret also nach Vorliegen der kosten- und datenbasierten
Pflegeleistungstarife und der vollstandigen Umsetzung der Pflegeinitiative. Der
Standerat wollte die Pflege hingegen gleich im Anschluss an die erfolgte Einflhrung von
EFAS integrieren, der Nationalrat stimmte hier jedoch dem Vorschlag seiner
Kommissionsmehrheit zu.

Auch zahlreiche weitere Fragen waren direkt mit der Integration der Pflegekosten
verbunden, etwa die Hohe des Kantonsanteils. So lehnte der Nationalrat einen
Minderheitsantrag Aeschi, den Kantonsbeitrag auf 24.5 Prozent und somit ohne
Einbezug der Pflegekosten festzulegen, ab. Alternativ wurde diskutiert, den
Kantonsanteil gegentuber dem standeratlichen Vorschlag zu erhdéhen - die
Kommissionsmehrheit schlug eine Erhéhung auf 28.6 Prozent vor (Standerat: 26.9%),
eine Minderheit Weichelt (al, ZG) gar auf 30 Prozent. Eine Minderheit Glarner (svp, AG)
wiederum wollte diesbezlglich dem Standerat folgen. Auch hier setzte sich die
Kommissionsmehrheit durch, genauso wie bei ihrer Forderung, dass der Kantonsbeitrag
periodisch Uberprift werden soll.
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In der Folge pflichtete der Nationalrat vielen Anderungsvorschlagen des Standerates
bei, aufgrund ihrer grossen Anzahl blieben dennoch einige gewichtige Differenzen
offen - insbesondere bei der Frage nach den zuklnftigen Kompetenzen der Kantone
bezlglich der Finanzierung der Gesundheitsleistungen. Hier hatte der Standerat
verschiedene Regelungen geschaffen, etwa dass die Kantone KostenlUbernahmen
ablehnen und Beschwerden vor dem Versicherungsgericht fihren kénnen, wenn sie der
Meinung sind, dass die Bedingungen der Kostenlbernahme nicht erflllt sind. Beides
lehnte der Nationalrat auch gegen verschiedene Minderheitsantrage ab. Auch den
kostenlosen Zugang der Kantone zu den stationdren Rechnungen der Krankenkassen
strich die grosse Kammer wieder - sie folgte dabei einer Minderheit Silberschmidt (fdp,
ZH) anstelle der Kommissionsmehrheit, welche hier einen Kompromissvorschlag
gemacht hatte. Stattdessen dehnte der Nationalrat die Datenlieferungen der Kantone
an die Versicherungen aus, indem er auch die zur Prifung der
Zulassungsvoraussetzungen der Leistungserbringenden nétigen Daten einbezog.

Des Weiteren hatte sich der Standerat davor geflrchtet, dass die Spitalplanung ihre
Wirksamkeit verlieren wuirde, wenn Vertragsspitéler zuklnftig eine hdhere Vergltung
durch den Kanton erhielten als bisher, wie es die SGK-NR in ihrem urspriinglichen
Entwurf vorgeschlagen hatte. Der Nationalrat teilte diese Furcht jedoch nicht und folgte
einer Minderheit de Courten (svp, BL), welche hier an der nationalratlichen Position
und somit an der héheren Vergltung fir die Vertragsspitaler festhalten wollte. Ahnliche
Beflirchtungen standen hinter dem Vorschlag des Stéanderats, dass Kostenbeteiligungen
der Versicherten an Spitalkosten zukunftig nicht versichert werden durften, was der
Nationalrat ebenfalls ablehnte.

Weitere unbereinigte Differenzen betrafen schliesslich die Kostenverteilung bei den
Pflegeleistungen, wo der Stdnderat etwa einen Beitrag der Versicherten gefordert hatte,
was der Nationalrat jedoch ablehnte. Hingegen verlangte die grosse Kammer, dass die
Kostenlbernahme von Pflegeleistungen ohne aérztliche Anordnung zuklnftig auf
gesamtschweizerischen Vertréagen beruhen muss. Zudem muss der Bundesrat bei der
Bezeichnung der Ubernommenen Leistungen gemass Nationalrat ausdricklich den
Pflegebedarf von Personen mit komplexen Erkrankungen oder mit palliativer Pflege
berlcksichtigen.

Mit zahlreichen, aber deutlich weniger offenen Differenzen als zuvor ging EFAS damit
zuriick an den Standerat.

Auch der Nationalrat debattierte die Motion der SGK-SR zur Uberpriifung der
Kostenneutralitat im Rahmen seiner Beratung von EFAS in der Herbstsession 2023. Die
SGK-NR hatte zuvor eine Anderung des Motionstexts vorgeschlagen: Wahrend die
Motion in ihrer Originalversion die Kostenneutralitdt der Einflhrung von EFAS
Uberprifen und den Bundesrat andernfalls mit Massnahmen betrauen wollte, schlug die
nationalratliche Kommission eine breitere Fassung vor, in der auch die Kostenfolgen flr
Kantone, Krankenkassen und Versicherte untersucht werden sollten. Eine Minderheit
Aeschi (svp, ZG) bevorzugte die standeratliche Version, der Nationalrat nahm jedoch die
abgeédnderte Version mit 140 zu 53 Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an.
Somit muss als Nachstes der Stédnderat abschliessend entscheiden, ob er diese
Anderung annehmen oder die Motion ganzlich ablehnen méchte. 2

In der SGK-NR fand die Botschaft des Bundesrates bezilglich der Anderung des KVG
hinsichtlich des Datenaustauschs und Risikoausgleichs Anklang und die Kommission
beantragte im November 2023 einstimmig mit 17 zu O Stimmen (4 Enthaltungen) den
entsprechenden Entwurf anzunehmen.

Fur die Kommission prasentierten Regine Sauter (fdp, ZH) und Léonore Porchet (gp, VD)
das Geschaft in der Wintersession 2023 im Nationalrat. Eintreten war unbestritten, es
gab aber eine Reihe von Minderheitsantragen: Eine Minderheit Bircher (svp, AG)
forderte, dass in der Schweiz lebende Personen ohne AHV-Nummer oder
Aufenthaltsrecht von der OKP ausgeschlossen werden. Der Minderheitsantrag schaffte
es nicht, ausserhalb der SVP-Fraktion Fuss zu fassen und wurde abgelehnt. Ein
Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG), der &hnlich wie Bircher Missstdnde bei der
Krankenversicherung von Sans-Papiers ausmachte, blieb ebenfalls chancenlos. Manuela
Weichelt (gp, ZG) wiederum verlangte in ihrem Minderheitsantrag die Streichung der
Méglichkeit, sich rlckwirkend versichern zu lassen, da dies falsche Anreize setze.
Ausser der Grunen- und der SP-Fraktion stimmte ihrem Minderheitsantrag niemand zu
und er wurde ebenfalls abgelehnt. Die Minderheit de Courten (svp, BL) hingegen, die
forderte, dass das BFS bei den aggregierten Kosten der Versicherten die Nationalitat
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erhebt, fand in der grossen Kammer eine knappe Mehrheit.

Der Nationalrat nahm die Revision des Bundesgesetzes mit 132 zu O Stimmen (62
Enthaltungen) einstimmig in der Gesamtabstimmung an, wobei alle Enthaltungen von
den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und den Griinen stammten. %

1) AB NR, 2021, S. 886 ff.

2) AB NR, 2023, S. 32 f.; Bericht der WAK-NR vom 9.1.23; Wegleitung zur Bewertung von Wertpapieren von 2008

3) AB NR, 2018, S. 221

4) Medienmitteilung FK-NR vom 27.6.18; Medienmitteilung SGK-NR vom 6.7.18; Medienmitteilung WAK-NR vom 14.8.18;
Medienmitteilung WAK-NR vom 4.9.18; NZZ, 15.6.18; BaZ, 16.6.18; TA, 19.6.18; BZ, TA, 25.6.18; NZZ, 26.6.18; TA, 27.6.18; AZ, SZ,
TA, 28.6.18; TA, 30.6.18; TG, 14.7.18; Blick, 20.7., 21.7.18; SZ, 23.7.18; LT, 25.7.18; Blick, 26.7.18; SoZ, 29.7.18; LT, NZZ, 8.8.18;
NZZ, TA, 11.8.18; SoZ, 12.8.18; TA, 13.8.18; TG, 14.8.18; AZ, LT, NZZ, 15.8.18; NZZ, 16.8.18; AZ, NZZ, 17.8.18; BLZ, BaZ, 22.8.18; WoZ,
23.8.18; SZ, 24.8., 26.8.18; AZ, BaZ, CdT, 5.9.18; WoZ, 6.9.18; AZ, 7.9.18; AZ, BaZ, 8.9.18; BaZ, TG, 10.9.18; BaZ, CdT, 11.9.18

5) AB NR, 2019, S. 249 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 30.1.19

6) AB NR, 2019, S. 239 ff.

7) AB NR, 2019, S. 775 f.; Bericht WAK-NR vom 22.10.18

8) AB SR, 2019, S. 424; Bericht WAK-SR vom 8.4.19

9) AB NR, 2020, S. 1702 ff.

10) AB NR, 2020, S. 25633 f.

1) AB NR, 2021, 5.1

12) AB NR, 2021, S. 1304 ff.; BBI, 20211186

13) AB NR, 2022, S. 2044 ff.; 24H, AZ, LT, Lib, NZZ, SZ, TA, 2.12.22

14) AB NR, 2022, S. 2170 ff.; AB NR, 2022, S. 2176 f.; AB NR, 2022, S. 2314 ff.; AB NR, 2022, S. 2460; AB SR, 2022, S. 1141 ff.; AB
SR, 2022, 5.1206 f.; AB SR, 2022, §.1378; LT, NZZ, 7.12.22

15) AB NR, 2023, S. 1731 ff.

16) AB NR, 2022, S. 714 ff.

17) AB NR, 2023, $.1025 ff.; AB NR, 2023, S. 1181f.; AB NR, 2023, S. 1462; AB SR, 2023, S. 468 ff.; AB SR, 2023, S. 683

18) AB NR, 2019, S. 328 ff.

19) AB NR, 2018, S. 427 ff.; AB NR, 2018, S. 438 ff.; AB NR, 2018, S. 502 ff.; LZ, NZZ, TA, 16.3.18

20) AB NR, 2019, S. 345 ff.; Bericht SGK-NR vom 15.2.19

21) AB NR, 2019, S. 325; AB NR, 2019, S. 619 ff.; AB SR, 2019, S. 239; AB SR, 2019, S. 8 ff.; Abstimmungsprotokoll vom 26.11.18;
Blick Online, 20.3.19; Blick, CdT, TA, 5.3.19; BaZ, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 6.3.19; So-Bli, 10.3.19; BaZ, SGT, TA, 156.3.19; LT, NZZ, TA,
21.3.19; TA, 22.3.19; CdT, LT, TA, TG, 23.3.19

22) AB NR, 2019, S. 1876 ff.; AZ, 4.4.19; LT, TA, TG, 9.8.19; SGT, 15.8.19; Baz, 21.9.19; NZZ, 26.9.19; Lib, TA, TG, 27.9.19

23) AB NR, 2022, 5. 1207 ff.; AB NR, 2022, 5. 1233 ff.; Blick, LT, 15.6.22; 24H, AZ, Blick, LT, Lib, NZZ, 17.6.22

24) AB NR, 2023, S. 1580 ff.

25) AB NR, 2023, S.1580 ff.; AB NR, 2023, S. 1605

26) AB NR, 2023, S. 2369 ff.; Medienmitteilung SGK-NR vom 17.11.23
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